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Wer hat sie, wer hat sie nicht? Die betriebliche und private 
Zusatzvorsorge von GRV-Versicherten in Abhängigkeit von 
Vorsorgefähigkeit und -möglichkeit

Dr. Christin Czaplicki, Dr. Thorsten Heien und Anne Langelüddeke, Berlin

Der Beitrag untersucht vor dem Hintergrund der aktuellen Verbreitung der betrieblichen 
und privaten Zusatzvorsorge und der Realisierung des seit Beginn der 2000er-Jahre so-
zialpolitisch angestrebten Drei-Säulen-Modells der Alterssicherung die Beteiligung von 
GRV-Versicherten an der Vorsorge in Abhängigkeit von entsprechenden Fähigkeiten und 
Möglichkeiten. Umfassende Analysen der Studie zu „Lebensverläufen und Altersvorsor-
ge“ (LeA) zeigen, dass die Zusatzvorsorge vor allem von objektiven und biografischen 
materiellen Ressourcen der Vorsorgefähigkeit sowie – insbesondere für die betriebliche 
Altersversorgung – von Vorsorgemöglichkeiten abhängt. Dagegen erweisen sich subjek-
tive Einschätzungen der eigenen Ressourcen und vor allem immaterielle Ressourcen der 
Vorsorgefähigkeit in Form von Persönlichkeitsmerkmalen als weniger bedeutsam für die 
Beteiligung. Abschließend werden die wesentlichen Schlussfolgerungen aus den Ergeb-
nissen diskutiert.

1.	 Einleitung

Das deutsche Alterssicherungssystem 
unterliegt seit seiner Einführung großen ge-
sellschaftlichen und ökonomischen Heraus-
forderungen, an welche es im Zuge um-
fassender Reformprozesse immer wieder 
angepasst wurde. Seit Beginn der 2000er-
Jahre war das vornehmliche Ziel, einen 
demografisch bedingten Anstieg der Bei-
tragszahlungen zur umlagefinanzierten ge-
setzlichen Rentenversicherung (GRV), dem 
mit Abstand wichtigsten Alterssicherungs-
system in Deutschland (BMAS 2024), auf-
grund der immer ungünstigeren Relation von 
(potenziellen) Beitragszahlenden zu Leis-
tungsbeziehenden zu begrenzen. Ein Kern-
element der Reformen war die Modifizierung 
der Rentenanpassungsformel: Zwar orientie-
ren sich die Anpassungen weiterhin an der 
Lohnentwicklung der Beschäftigten, jedoch 
wurden der Riester- und der Nachhaltigkeits-
faktor eingeführt, die die Rentenanpassun-
gen dämpfen sollen. Infolgedessen steigen 
die Löhne in der Regel stärker als die Ren-
ten, wodurch das Rentenniveau sinkt. Ein 
weiterer wichtiger Schritt zur Stabilisierung 

der Beitragssätze war die Anhebung der 
Altersgrenzen.1

Um die Niveauabsenkung zu kompensieren, 
wurde die staatliche Förderung der – in der 
Regel nicht verpflichtenden – betrieblichen 
Altersversorgung (BAV) wie privaten Vor-
sorge (PV) deutlich ausgeweitet und damit 
ein Paradigmenwechsel in Richtung eines 
Drei-Säulen-Modells der Alterssicherung 
(Frommert und Heien 2006) eingeläutet. Eine 
„Lebensstandardsicherung“ im Alter wird in 
der Regel nicht mehr allein durch die GRV er-
reicht und ein höheres Maß an Eigenverant-
wortung ist erforderlich.2 In der BAV geschah 
dies vor allem durch die Einführung eines 
Rechtsanspruchs auf (Brutto-)Entgeltum-
wandlung, von Pensionsfonds als weiterem 

1 Allerdings folgten in den 2010er-Jahren mit der besseren Aner
kennung von Erziehungszeiten für Kinder, die vor 1992 geboren 
wurden (sogenannte Mütterrente), und der Altersrente für be-
sonders langjährig Versicherte (sogenannte Rente mit 63) leis-
tungsausweitende Reformen, die die Finanzierung der GRV 
noch langfristig beeinflussen werden.

2 Allerdings wurde zuvor die tariflich geregelte Zusatzversor-
gung des öffentlichen Dienstes (ZÖD) reformiert und der an die 
Beamtenversorgung angelehnte Gesamtversorgungsanspruch 
durch ein Versorgungspunktemodell abgelöst, das niedrigere 
Zusatzversorgungsleistungen bewirkt.
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Durchführungsweg und von Beitragszusagen 
mit Mindestleistungen, die Herabsetzung 
beziehungsweise Aussetzung der Unver-
fallbarkeitsfristen sowie die (ausgeweite-
te) Steuer- und Sozialabgabenfreiheit von 
Arbeitnehmer- und Arbeitgeberbeiträgen.3 In 
der PV besteht seit 2002 die Möglichkeit der 
Förderung von Riester-Renten durch staat-
liche Zulagen (differenziert nach Grund- und 
Kinderzulagen sowie einmaligem Berufsein-
steigerbonus bis zum 25. Geburtstag) und 
gegebenenfalls einen zusätzlichen Sonder-
ausgabenabzug bei der Einkommensteuer in 
Abhängigkeit von der Höhe des geleisteten 
(Mindest-)Eigenbeitrags (vgl. zum Beispiel 
Frommert und Rieckhoff 2020, Heien 2018). 
Zudem wurde 2005 die Basisrente als weite-
re steuerlich begünstigte Form der Altersvor-
sorge eingeführt. 
Aktuelle empirische Studien zur zusätz
lichen Altersvorsorge kommen allerdings zu 
dem Ergebnis, dass ein nennenswerter An-
teil von über einem Drittel (38 Prozent) der 
betroffenen rentenversicherungspflichtig Er-
werbstätigen nicht über eine (staatlich geför-
derte) ergänzende Vorsorge verfügt (BMAS 
2024: 162) und die Höhe der Beiträge be-
ziehungsweise der daraus resultierenden 
Anwartschaften teilweise nicht ausreichend 
ist (vgl. BMAS 2024, Heien und Heckmann 
2017, Leinert et al. 2020).4 Zudem ist die Ver-
breitung je nach Vorsorgeform teilweise stark 
sozial strukturiert und fällt vor allem zuguns-
ten von Personen in einer besseren sozio-
ökonomischen Situation aus, sodass der 
Anteil der Personen ohne zusätzliche Alters-
vorsorge mit über der Hälfte (55 Prozent) bei 
den Geringverdienenden besonders hoch ist 
(BMAS 2024: 167).
Für die Beurteilung der Umsetzung des Drei-
Säulen-Modells der Alterssicherung ist zu-
allererst die Verbreitung der betrieblichen 
und/oder privaten Zusatzvorsorge relevant, 
da Beiträge nur gezahlt, Anwartschaften nur 
erworben und Risiken nur abgesichert wer-
den können, wenn überhaupt zusätzlich vor-
gesorgt wird. Deshalb wird in diesem Beitrag 
der Fokus auf die Frage nach den Ursachen 
dafür gerichtet beziehungsweise darauf, wo

rin sich Personen, die zusätzlich für das Alter 
vorsorgen, von Personen unterscheiden, die 
dies nicht tun, und ob es Risikofaktoren gibt, 
die das Vorsorgeverhalten negativ beeinflus-
sen. Entsprechende Ergebnisse sind auch 
sozialpolitisch relevant, da sie Ansatzpunk-
te für (weitere) Reformen aufzeigen können. 
Tatsächlich gibt es auch zu den Determinan-
ten der Zusatzvorsorge aktuelle Daten, die 
zunächst für die betriebliche Zusatzvorsorge 
zeigen, dass die Arbeitnehmenden vor allem 
ein entsprechendes Angebot des Arbeitge-
bers vermissen (41 Prozent; Riedmann et al. 
2025: 40). Weitere, aber deutlich seltener ge-
nannte Gründe sind die Nichtbeschäftigung 
mit dem Thema (20 Prozent), die zu hohen 
Beiträge (15 Prozent), die anderweitige Ab-
sicherung (10 Prozent), die nicht lohnenden 
(9 Prozent) oder zu komplizierten Angebo-
te (8 Prozent) und die Absicht, bald einen 
entsprechenden Vertrag abzuschließen 
(2 Prozent). Schließlich haben 6 Prozent der 
Beschäftigten sonstige Gründe für die Nicht-
nutzung der BAV. 
Aus Sicht der Arbeitgeber ist dagegen 
das fehlende Interesse der Beschäftigten 
(71 Prozent) der dominierende Grund für das 
Fehlen einer BAV (Riedmann und Schmidt 
2025: 85). Ein weiterer wichtiger Grund – 
ungeachtet der Möglichkeit rein arbeitneh-
merfinanzierter Formen der BAV sowie der 
gesetzlichen Verpflichtung, eine BAV bei 

3 Mit dem Betriebsrentenstärkungsgesetz von 2018 wurden zu-
letzt die Rahmenbedingungen der BAV insbesondere in kleinen 
und mittleren Unternehmen durch verschiedene steuer- und so-
zialrechtliche Maßnahmen (vor allem Freibetrag in der Grund-
sicherung, erhöhter Förderrahmen, Förderung von Arbeitgeber-
beiträgen für Geringverdienende, Weitergabe der Ersparnis bei 
Sozialversicherungsbeiträgen bei Bruttoentgeltumwandlung 
von den Arbeitgebern an die Arbeitnehmenden, Wegfall der 
Doppelverbeitragung bei Riester-geförderten Verträgen) ver-
bessert.

4 Schließlich ist bei der Bewertung zu berücksichtigen, inwie-
weit im Rahmen der Zusatzvorsorge auch eine Absicherung 
aller biometrischen Risiken (Langlebigkeit, Invalidität, Tod) ana-
log zur GRV geschieht. Dies ist zwar grundsätzlich möglich 
beziehungsweise „versicherbar“, dürfte aber angesichts der 
(wenigen) empirischen Zahlen zur Verbreitung des Invaliditäts-
schutzes in der BAV (vgl. zum Beispiel Riedmann et al. 2021, 
Riedmann und Schmidt 2025) oder der Diskussionen über an 
ein bestimmtes Lebensalter gekoppelte Auszahlungspläne 
nicht flächendeckend der Fall sein.
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Nachfrage anzubieten – sind die zu hohen 
Kosten für den Betrieb (37 Prozent). Zudem 
betrachten 24 Prozent der Arbeitgeber die 
Regelungen zur betrieblichen Altersversor-
gung als zu kompliziert beziehungsweise mit 
einem zu hohen Aufwand verbunden. Deut-
lich weniger, nämlich 6 Prozent der Arbeit-
geber, verweisen auf die hohe Fluktuation 
der Arbeitnehmenden, etwa bei Saison-
arbeiterinnen und -arbeitern, und ebenfalls 
nur 3 Prozent der Arbeitgeber ist nach wie 
vor nicht bekannt, dass es eine gesetzliche 
Vorgabe gibt, eine BAV bei Nachfrage an-
zubieten. Schließlich haben 10 Prozent der 
Arbeitgeber sonstige Gründe für die Nicht-
einführung einer BAV.
Bei den Gründen gegen den Abschluss eines 
Riester-geförderten Vertrages dominiert die 
Einschätzung, dass sich die Angebote nicht 
lohnen (39 Prozent; Riedmann et al. 2025: 
41). Weitere, aber deutlich seltener genann-
te Gründe sind die Nichtbeschäftigung mit 
dem Thema (24 Prozent), die anderweitige 
Absicherung (21 Prozent), die zu hohen Bei-
träge (19 Prozent) und die zu komplizierten 
Angebote (17 Prozent). Zudem werden sons-
tige Gründe (4 Prozent) und die Absicht, bald 
einen entsprechenden Vertrag abzuschlie-
ßen (1 Prozent), genannt.
Angesichts dieser Ergebnisse zeichnet sich 
ab, dass die betriebliche und private Zusatz-
vorsorge von GRV-Versicherten vor allem 
abhängt von ihrer 

a)	 Vorsorgefähigkeit im Sinne der für die 
Nachfrage nach Vorsorgeprodukten not-
wendigen materiellen wie immateriellen 
Ressourcen (beziehungsweise der durch 
ausreichende materielle Ressourcen ge-
gebenenfalls nicht gegebenen Vorsorge-
notwendigkeit) und 

b)	Vorsorgemöglichkeit im Sinne eines exis-
tierenden Angebots an Vorsorgeproduk-
ten. 

Der vorliegende Beitrag diskutiert zunächst 
diese Bestimmungsgründe im Detail und im 
Abgleich mit der bisherigen wissenschaft
lichen Forschung zum Thema (Abschnitt 2). 

Im Anschluss werden die den Analysen zu-
grunde liegenden Daten (Abschnitt 3) und 
die Ergebnisse der Analysen präsentiert, 
letztere differenziert nach deskriptiven Ana-
lysen zur Beteilung an der Zusatzvorsorge 
einschließlich der Kumulation der Beteili-
gungen, bivariaten Analysen zur Zusatz-
vorsorge nach Vorsorgefähigkeit und -mög-
lichkeit sowie multivariaten Analysen unter 
zusätzlicher Kontrolle von weiteren Variab-
len (Abschnitt 4). Abgeschlossen wird der 
Beitrag durch eine kurze Zusammenfas-
sung der Ergebnisse sowie den sich daraus 
ergebenden Schlussfolgerungen vor allem 
mit Blick auf die weitere Förderung der be-
trieblichen und privaten Zusatzvorsorge 
(Abschnitt 5).

2.	 Bestimmungsgründe des 
Vorsorgeverhaltens

Angesichts der Tatsache, dass eine lebens-
standardsichernde Alterssicherung infolge 
der Reformen der 2000er-Jahre nicht mehr 
allein durch die GRV erzielt wird, wäre aus 
verhaltensökonomischer Perspektive und 
insbesondere der Lebenszyklustheorie des 
Sparens (Modigliani und Brumberg 1954) zu 
erwarten, dass sich alle Betroffenen an der 
ergänzenden Altersvorsorge beteiligen. Wis-
senschaftliche Studien zeigen diesbezüglich 
zwar, dass die Notwendigkeit zur Zusatzvor-
sorge allgemeinhin akzeptiert und anerkannt 
wird (zum Beispiel Haupt und Yollu-Tok 
2014), allerdings bleiben – wie einleitend dar-
gestellt – die Zahlen zur Verbreitung der frei-
willigen Altersvorsorge bisher hinter den Er-
wartungen zurück. Nicht zuletzt vor diesem 
Hintergrund befasst sich die Forschung mit 
der Frage, welche Einfluss- und Erklärungs-
faktoren für die unterschiedliche Beteiligung 
an der ergänzenden Altersvorsorge heran-
gezogen werden können. Dabei wird im 
Folgenden analytisch zwischen der Vorsor-
gefähigkeit (Abschnitt 2.1) einerseits sowie 
der Vorsorgemöglichkeit (Abschnitt 2.2) an-
dererseits unterschieden. Dieser Überblick 
erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit 
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und Ausschließlichkeit,5 zudem ist das Ziel 
der anschließenden Analysen, weniger das 
Testen einzelner Theorien des (Zusatz-)Vor-
sorgeverhaltens, als vielmehr das empirische 
Spektrum der Determinanten der Verbreitung 
der Zusatzvorsorge in Deutschland – soweit 
dies mit den verwendeten Daten möglich ist 
(vgl. Abschnitt 3.2) – aufzuzeigen, um daraus 
erste politische Schlussfolgerungen ziehen 
zu können. 

2.1	 Vorsorgefähigkeit  
(Nachfrage der Vorsorge)

Geht es zunächst um die Frage, durch wel-
che Faktoren die Nachfrage nach zusätz-
licher Altersvorsorge bestimmt wird, lassen 
sich diese sowohl auf der Makro- als auch 
auf der Mikroebene verorten. Determinanten 
der Makroebene sind zum Beispiel politi-
sche und rechtliche Vorgaben zu Förderins-
trumenten, gesellschaftliche und wirtschaft-
liche Entwicklungen oder der technologische 
Fortschritt, welche einen Rahmen zur Aus-
gestaltung der individuellen Altersvorsorge 
bilden. Wie diese Ausgestaltung konkret 
erfolgt, lässt sich durch verschiedene Fak-
toren beschreiben, die die individuelle Mi-
kroebene betreffen. Für die Nachfrage von 
Produkten für die ergänzende Altersvorsorge 
spielen insbesondere materielle und imma-
terielle Faktoren eine wichtige Rolle. Bei den 
materiellen Faktoren ist vor allem das (ver-
fügbare) Einkommen zu nennen (Börsch-
Supan et al. 2008, Bulmahn 2003, Lamping 
und Tepe 2009, Wilke 2016), das bei Per-
sonen im erwerbsfähigen Alter im Regelfall 
von einer abhängigen oder selbstständigen 
Erwerbstätigkeit beziehungsweise in längs-
schnittlicher Perspektive von entsprechen-
den (Nicht-)Erwerbsbiografien bestimmt 
wird (Trischler 2012, Frommert et al. 2021).6 
Empirische Untersuchungen belegen, dass 
Personen mit stabilen und gut bezahlten 
Arbeitsverhältnissen in der Regel über mehr 
finanzielle Mittel verfügen, um in betriebliche 
oder private Altersvorsorgeprodukte zu in-
vestieren (vgl. Beznoska und Pimpertz 2016, 

Heien und Krämer 2018, Leinert et al. 2020, 
Bucher-Koenen et al. 2021, Geyer und Him-
melreicher 2021, BMAS 2024). Ein höheres 
Einkommen ermöglicht es demnach, regel-
mäßig (und hinreichend hohe) Beiträge zu 
leisten und somit eine höhere Anwartschaft 
auf ein späteres Alterseinkommen zu erzie-
len.7 Zusätzliche finanzielle Sicherheit kön-
nen auch Vermögenswerte oder (erwartete) 
Erbschaften bieten, was die Möglichkeiten 
für eine ergänzende Altersvorsorge erwei-
tert, sie gegebenenfalls aber auch als nicht 
zwingend notwendig erscheinen lässt (Wilke 
2016: 96). 
Eng verknüpft mit der objektiven finanziel-
len Lage und der damit empfundenen (Un-)
Sicherheit ist die Einschätzung der aktuellen 
sowie der künftig erwarteten eigenen wie all-
gemeinen wirtschaftlichen Lage. Es ist davon 
auszugehen, dass Menschen, die ihre wirt-
schaftliche Situation als stabil einschätzen 
oder optimistische Erwartungen für die Zu-
kunft haben, eher bereit sind, in Altersvorsor-
geprodukte zu investieren. Umgekehrt ver-
ringern unsichere wirtschaftliche Aussichten 
die Bereitschaft, zusätzliche materielle Res-
sourcen für eine Altersvorsorge aufzuwenden 

5 Allein semantisch bezeichnen andere Autorinnen und Autoren 
die „Vorsorgefähigkeit“ auch als „Inanspruchnahmefähigkeit“ 
(Lamping und Tepe 2009) oder „Vorsorgemöglichkeit“ (Bulmahn 
1999) sowie die subjektiv empfundene „Vorsorgenotwendig-
keit“ als „Vorsorgebedarf“ (Bulmahn 1999) oder „Notwendigkeit 
der Inanspruchnahme“ (Lamping und Tepe 2009). Zudem wird 
häufig auf die „Vorsorgebereitschaft“ (Bulmahn 2002, Lamping 
und Tepe 2009) als intervenierende Variable zwischen Vorsorge-
fähigkeit und -verhalten verwiesen, die gegebenenfalls erklärt, 
weshalb es trotz Fähigkeit zur Vorsorge nicht immer zu ihrer 
Realisierung kommt.

6 In dem Kontext werden häufig noch weitere Merkmale wie das 
Alter, das Geschlecht, der Migrationshintergrund, die Bildung, 
der Erwerbsstatus und das Erwerbsvolumen sowie die beruf-
liche Stellung untersucht (vgl. zum Beispiel Bucher-Koenen et 
al. 2021, Bulmahn 1999, 2002, 2003, Geyer 2011, Geyer et al. 
2021, Lamping und Tepe 2009), die neben ihrer Rolle als Ein-
kommensdeterminante aber auch andere Effekte auf die Ver-
breitung der Zusatzvorsorge haben können, wie im Folgenden 
zum Beispiel für die Bildung diskutiert wird.

7 Dieser Zusammenhang kann durch eine – wie bei Riester-Ver-
trägen vorliegende (vgl. Abschnitt 1) – gezielte Förderung ein-
kommensschwacher Gruppen entkräftet werden. Tatsächlich 
weisen aktuelle Daten auf einen (leicht) u-förmigen Zusammen-
hang mit dem Einkommen hin, wonach Riester-Verträge vor 
allem unter einkommensschwachen und -starken Personen 
verbreitet sind (BMAS 2024: 167). Zur Verbreitung von Riester-
Verträgen nach dem Haushaltseinkommen vgl. dagegen zum 
Beispiel Börsch-Supan et al. 2016, Geyer 2011, Geyer et al. 
2021.
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(Paškov 2011, Pfarr und Schneider 2011).8 
Gleichwohl können schlechtere Aussichten – 
entsprechend der Lebenszyklustheorie – die 
subjektive Notwendigkeit einer Zusatzvor-
sorge auch erhöhen und der Abschluss einer 
Vorsorge zur Befriedigung von Sicherheits-
bedürfnissen genutzt werden (Lamping und 
Tepe 2009: 415; vgl. Bulmahn 2002).
Neben den objektiven und subjektiven mate-
riellen Bestimmungsgründen für die Nachfra-
ge einer zusätzlichen Altersvorsorge gibt es 
umfangreiche Forschungsarbeiten dazu, wie 
allgemeine Bildung, konkretes Finanzwissen 
oder auch bestimmte Persönlichkeitsmerk-
male die Entscheidung für eine ergänzende 
Altersvorsorge beeinflussen können (Böwing-
Schmalenbrock 2012, Schmidt 2012, Keim 
et al. 2019, Hillmert 2020). Ein höheres Bil-
dungsniveau und umfassendes Finanzwissen 
tragen beispielsweise dazu bei, dass Men-
schen die Bedeutung der Altersvorsorge bes-
ser verstehen, fundiertere Entscheidungen 
treffen und entsprechende Produkte nachfra-
gen (vgl. Börsch-Supan et al. 2008, Bucher-
Koenen 2009, Coppola und Reil-Held 2009, 
Haupt und Yollu-Tok 2014, Leinert 2017).9 
Personen mit höherer Bildung sind darüber 
hinaus oft besser über die verschiedenen 
Möglichkeiten der Altersvorsorge informiert 
und nutzen diese entsprechend (vgl. Coppola 
und Reil-Held 2009, Geyer und Steiner 2009, 
Blank 2011, Pfarr und Schneider 2012). 
Darüber hinaus beeinflussen auch Persön-
lichkeitsmerkmale wie die allgemeine Risiko-
bereitschaft, Zeitpräferenzen und Selbstkon-
trolle oder Vorlieben in Bezug auf das Treffen 
wichtiger Entscheidungen das Vorsorgever-
halten (Leinert 2005, Strömbäck et al. 2017, 
Börsch-Supan et al. 2023). Personen mit 
hoher Risikobereitschaft sind eher bereit, er-
gänzende Vorsorge zu betreiben und dabei 
in renditestärkere, aber auch risikoreiche-
re Anlageformen zu investieren (vgl. hierzu 
auch Schmidt und Tzamourani 2017). Um-
gekehrt ziehen Personen mit Gegenwarts-
präferenzen den unmittelbaren Konsum von 
Gütern oder die Befriedigung von Bedürf-
nissen einer langfristigen Altersvorsorge vor, 
wohingegen Personen, die zur Prokrastina

tion neigen, häufig wichtige Vorsorgeent-
scheidungen aufschieben, was langfristig zu 
Nachteilen führen kann. 
Um eine Entscheidung hinsichtlich der er-
gänzenden Altersvorsorge zu treffen, ist 
außerdem das Vertrauen in die Sicherheit 
und Zuverlässigkeit der Produkte und An-
bieter von zentraler Bedeutung (vgl. Bode 
und Wilke 2014, Wilke 2018). Dieses Ver-
trauen kann zum Beispiel durch Finanzbe-
ratende und Finanzexpertinnen und -ex-
perten oder die Medien vermittelt werden. 
Doch auch das unmittelbare soziale Umfeld 
kann einen erheblichen Einfluss darauf ha-
ben, indem Empfehlungen und Ratschläge 
das Vertrauen stärken und dazu ermutigen, 
in „erprobte“ Altersvorsorgeprodukte zu in-
vestieren (vgl. Raue et al. 2020, Robertson-
Rose 2020). Beznoska und Pimpertz (2016) 
zeigen diesbezüglich anhand verschiede-
ner Datenquellen, dass die Altersvorsorge 
in Paarhaushalten gemeinsam geplant und 
arbeitsteilig organisiert wird, wobei Haus-
halte in der Regel nicht einseitig vorsorgen, 
sondern ein sehr breites Spektrum von An-
lageformen nutzen. Weitere Studien deuten 
darauf hin, dass die Beteiligung an privater 
Vorsorge steigt, wenn sich der Partner/die-
Partnerin bereits mit nennenswerten Bei-
trägen beteiligt (vgl. Johannisson 2008). 
Hinsichtlich der Riester-Rente zeigen aktu-
ellere Studien jedoch, dass die staatliche 
Förderung in Paarhaushalten gezielt genutzt 
wird, indem in der Regel nur ein Haushalts-
mitglied – zumeist ist diese Person weiblich 
und die mit dem geringeren persönlichen 
Einkommen – einen Riester-Vertrag bespart 
(Frommert und Rieckhoff 2020). Wenig über-
raschend sind für die Ausgestaltung der be-
trieblichen Altersvorsorge dagegen betrieb-
liche Netzwerke (zum Beispiel Kolleginnen 
und Kollegen) besonders relevant (vgl. Duflo 
und Saez 2003, Börsch-Supan et al. 2008, 
Ares et al. 2015).

8 Allerdings konnte Leinert (2005) zeigen, dass mit sinkender 
subjektiver Absicherung zumindest die Bereitschaft zum Vor-
sorgesparen steigt (vgl. auch Wilke 2018). 

9	 Lamping und Tepe (2009: 426) sprechen in diesem Zusammen-
hang auch von der „Vorsorgekompetenz“. 
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2.2	 Vorsorgemöglichkeit  
(Angebot der Vorsorge)

Wie im vorherigen Abschnitt dargestellt, 
hängt die Vorsorgefähigkeit, das heißt das 
Ausmaß, zu welchem Personen in der Lage 
sind, eine ergänzende Altersvorsorge zu 
betreiben, von zahlreichen materiellen und 
immateriellen Faktoren ab. Ob Personen al-
lerdings überhaupt die Möglichkeit haben, 
bestimmte Vorsorgeformen zu nutzen, ist 
eng an ihre Erwerbstätigkeit und ihre be-
rufliche Stellung gekoppelt. Zunächst ein-
mal haben Nichterwerbstätige naturgemäß 
nur die Möglichkeit zur privaten Zusatzvor-
sorge, eine (frühere) betriebliche Altersvor-
sorge kann bestenfalls privat weitergeführt 
werden, dann allerdings ohne Arbeitgeber-
beiträge und ohne staatliche Förderung 
(zum Beispiel im Rahmen einer Bruttoent-
geltumwandlung). Während die meisten 
abhängig Beschäftigten in der GRV pflicht-
versichert sind und staatlich gefördert zu-
sätzlich betrieblich und privat vorsorgen 
können,10 sind nur wenige Selbstständige 
obligatorisch (zum Beispiel in berufsstän-
dischen Versorgungswerken oder auch in 
der GRV) abgesichert. Die meisten Selbst-
ständigen müssen daher ihre Altersvorsorge 
vollständig eigenverantwortlich organisieren 
(Krause-Pilatus und Rinne 2024, Roßbach 
2024), auch wenn sie mit der Basisrente ein 
privates Altersvorsorgeprodukt mit staat
licher Förderung nutzen können. Empirische 
Analysen zeigen hierzu, dass Selbstständi-
ge und vor allem solche ohne Mitarbeitende 
(sogenannte Solo-Selbstständige) – selbst 
unter Berücksichtigung der allgemeinen Ver-
mögensbildung – häufig nicht oder in nicht 
ausreichender Höhe in ihre Altersversorgung 
investieren (BMAS 2024, Krause-Pilatus und 
Rinne 2024, Niehues und Pimpertz 2012, 
Roßbach 2024). Das hohe Maß an Eigen-
verantwortung durch die fehlende obliga-
torische Absicherung wie auch das Fehlen 
entsprechender Angebote in der betrieb
lichen Altersversorgung erhöhen für diese 
Erwerbstätigen offenbar das Risiko finan-
zieller Engpässe im Alter.

Weitere Faktoren, die jenseits der Frage der 
beruflichen Stellung die Verfügbarkeit be-
stimmter betrieblicher Vorsorgeformen für 
abhängig Beschäftigte determinieren, sind 
der Wirtschaftssektor (Privatwirtschaft oder 
öffentlicher Dienst) und – vor allem in der 
Privatwirtschaft – die Branche, die Betriebs-
größe sowie die Tarifbindung und Befristung 
der Arbeitsverträge (BMAS 2024, Geyer und 
Himmelreicher 2021). Arbeitnehmende im 
öffentlichen Dienst sind obligatorisch in der 
Zusatzversorgung versichert, zudem zahlt 
der Arbeitgeber zumindest einen Teil der 
Beiträge. Dagegen haben Arbeitnehmen-
de in der Privatwirtschaft zwar (ebenfalls)11 
einen Rechtsanspruch auf Bruttoentgeltum-
wandlung, die Verbreitung der betrieblichen 
Altersversorgung ist aber angesichts ihres 
freiwilligen Charakters deutlich geringer und 
teilweise zahlen Arbeitgeber auch keine oder 
nur sehr geringe Beiträge (BMAS 2024: 132). 
Zudem variiert die BAV-Verbreitung (in der 
Privatwirtschaft) stark nach der Branche und 
der Betriebsgröße. Während im Jahr 2023 
immerhin vier Fünftel (81 Prozent) der (so-
zialversicherungspflichtig) Beschäftigten im 
Kredit- und Versicherungsgewerbe über eine 
betriebliche Altersversorgung verfügten, lag 
der Anteil im Gastgewerbe nur bei 15 Pro-
zent (BMAS 2024: 128). Ähnlich groß waren 
im selben Jahr die Unterschiede zwischen 
Kleinbetrieben mit weniger als 10 Beschäf-
tigten (25  Prozent) und Großbetrieben mit 
1 000 und mehr Beschäftigten (86 Prozent; 

10	Dies gilt bei der betrieblichen Altersvorsorge auch für geringfügig 
Beschäftigte, die im Rahmen der Entgeltumwandlung nach § 1a 
Abs. 1 BetrAVG grundsätzlich anspruchsberechtigt sind. Die im 
Bereich des Tarifvertrags für den öffentlichen Dienst (TVöD) ge-
ringfügig Beschäftigten haben nach § 25 TVöD mit Ausnahme 
einer ausschließlich kurzfristigen Beschäftigung Anspruch auf 
Versicherung zum Zweck einer zusätzlichen Alters- und Hinter-
bliebenenversorgung. Ob die Betroffenen ohne obligatorische 
betriebliche Absicherung angesichts des geringen Einkom-
mens und der wahrscheinlich auch geringeren Stabilität und 
Planungssicherheit im Rahmen ihres geringfügigen Beschäfti-
gungsverhältnisses von diesem Anspruch Gebrauch machen, 
ist eine andere Frage. Aufgrund der Kombination von Regel- 
und Zusatzsicherung in der Beamtenversorgung „beschränken“ 
sich schließlich für Beamte/Beamtinnen in der Regel die Mög-
lichkeiten der Zusatzvorsorge auf die private Altersvorsorge. 

11	Arbeitnehmende im öffentlichen Dienst können sich in der 
Regel im Rahmen der Bruttoentgeltumwandlung – neben der 
Pflichtversicherung in der öffentlichen Zusatzversorgung – frei-
willig höherversichern. 
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BMAS 2024: 129), was nicht zuletzt durch 
den relativen Aufwand (pro Beschäftigtem) 
für das Angebot und die Durchführung einer 
betrieblichen Altersversorgung zu erklären 
sein dürfte. Schließlich haben auch die Tarif-
bindung und die Befristung von Arbeitsver-
trägen, im letzteren Fall vermutlich aufgrund 
der geringeren Planungssicherheit für die 
Betroffenen, Einfluss auf den Anteil der Be-
schäftigten mit einer betrieblichen Altersver-
sorgung. Zahlen des aktuellen Alterssiche-
rungsberichts zeigen, dass 20 Prozent der 
Beschäftigten mit unbefristeten Arbeitsver-
trägen und 7 Prozent mit befristeten Arbeits-
verträgen über eine betriebliche Alters-
versorgung verfügen; bei tarifgebundenen 
Betrieben können dagegen sogar 23 Prozent 
der Beschäftigten und bei nicht tarifgebun-
denen Betrieben 14 Prozent auf eine betrieb-
liche Altersversorgung zurückgreifen (BMAS 
2024: 131).12

3.	 Daten und Methoden

3.1	 Daten

Zur Überprüfung der Bestimmungsgründe 
der betrieblichen und privaten Zusatzvor-
sorge greifen wir auf Daten der Studie zu 
„Lebensverläufen und Altersvorsorge“ (LeA) 
zurück, die 2016 im Auftrag der Deutschen 
Rentenversicherung Bund und des Bundes-
ministeriums für Arbeit und Soziales erho-
ben wurden (vgl. Czaplicki et al. 2019, Heien 
und Krämer 2018). Die Grundgesamtheit der 
LeA-Studie wird gebildet von (in Privathaus-
halten in Deutschland lebenden) Personen 
der Geburtsjahrgänge 1957 bis 1976 und – 
unabhängig vom Geburtsjahr – ihren Part-
nern/Partnerinnen, sodass die Zielpersonen 
im Jahr 2016 zwischen 40 und 59  Jahren 
alt waren, während die Partner/Partnerin-
nen auch jünger oder älter sein konnten.13 
Für den vorliegenden Beitrag wurde das so-
genannte Kernklientel der GRV in den Blick 
genommen, das heißt es wurden nur Per-
sonen in die Analysen einbezogen, die bis 
zum Befragungszeitpunkt Anwartschaften in 

der GRV erworben haben. Zudem wurde der 
Datensatz um die Personen reduziert, die in 
der Befragung angegeben haben, dass sie 
über die Beamtenversorgung, über berufs-
ständische Versorgungswerke oder über 
die Alterssicherung der Landwirte abgesi-
chert sind. Die Wahrscheinlichkeit für diese 
Berufsgruppen, in ihrem späteren Erwerbs-
leben Anwartschaften in der GRV zu erwer-
ben, ist eher gering. Des Weiteren wurden (in 
der Regel erwerbsgeminderte) Leistungsbe-
ziehende in der Regel- oder Zusatzsicherung 
sowie Personen, die nicht den Geburtsjahr-
gängen 1957 bis 1976 angehören, ausge-
schlossen. Es verbleiben 7 239 Personen mit 
einer Anwartschaft in der GRV, die keine An-
wartschaft in einem weiteren Regelsystem 
haben und auch keine Alterssicherungsleis-
tungen erhalten.
Im Mittelpunkt des LeA-Fragebogens stand 
die valide Erhebung der aktuellen Lebens
situation, der bisherigen (Nicht-)Erwerbs- 
und Partnerschaftsbiografie sowie der aktu-
ellen gesetzlichen, betrieblichen und privaten 
Altersvorsorge (vgl. auch Zanker und Czapli-
cki 2019). Die Daten zu den Lebens- und Er-
werbsverläufen wurden mit einem Biografie-
modul erhoben, in dem die Interviewten im 
Stile eines „life history calendars“ retrospek-
tiv und unterstützt von biografischen „Mei-
lensteinen“ (zum Beispiel Geburts- und Hei-
ratsdaten) Angaben auf monatlicher Basis 
seit dem 15. Geburtstag machten. Zudem 
wurden die Befragungsdaten – mit vorheri-
ger schriftlicher Zustimmung der Interview-
ten – mit den individuellen Kontendaten der 
Rentenversicherungsträger (Versicherungs-
verlauf mit rentenrechtlichen Zeiten und wei-
teren Informationen) zusammengeführt (so-
genanntes record linkage).14

12	Für Zahlen zur Verbreitung der Bruttoentgeltumwandlung nach 
Branche, Betriebsgröße und Tarifbindung vgl. Geyer und Him-
melreicher 2021: 15 ff. 

13	Für weitere methodische Details der LeA-Studie einschließ-
lich Stichprobenziehung, Datenaufbereitung, Gewichtung und 
Hochrechnung vgl. Heien und Krämer 2018.

14	Die Frage nach der Zustimmung zur Verknüpfung von Befra-
gungs- und Kontendaten wurde von über 90 Prozent der Inter-
viewten positiv beantwortet (Heien und Krämer 2018: 134).
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3.2	 Operationalisierungen

3.2.1	 Betriebliche und private 
Zusatzvorsorge

Für die aktuelle Altersvorsorge der Zielper-
sonen liegen in LeA Informationen zur Ab-
sicherung in der gesetzlichen, betrieblichen 
und privaten Vorsorge in Deutschland sowie 
im Ausland vor (vgl. Zanker und Czaplicki 
2019). Während sich die Angaben für das 
Ausland auf die jeweiligen Säulen beschrän-
ken, kann für das Inland weiter zwischen 
den einzelnen Anwartschaften auf spätere 
Alterseinkommen (und dabei gegebenenfalls 
sogar zwischen einzelnen Verträgen) unter-
schieden werden. Neben der Beteiligung an 
einem bestimmten Alterssicherungssystem 
liegen in LeA unter anderem Informationen 
zu den aktuellen Beiträgen (nur Inland) und 
Anwartschaften vor (vgl. Heien und Krämer 
2018: 179  f.). In den folgenden Analysen 
wird zwischen der Beteiligung an folgenden 
Systemen der betrieblichen und privaten Zu-
satzvorsorge unterschieden:15 

	– betriebliche Altersversorgung in der Privat-
wirtschaft,

	– Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst, 
	– Riester-Rente,
	– sonstige private Vorsorge.

Die sonstige private Vorsorge umfasst dabei 
die Basisrente, sonstige private Rentenversi-
cherungen sowie kapitalbildende Lebensver-
sicherungen; neben den einzelnen Systemen 
wird in den Analysen die Zusatzvorsorge ins-
gesamt betrachtet.

3.2.2	 Vorsorgefähigkeit und 
-möglichkeit

Als objektive Indikatoren der materiellen 
Ressourcen der Vorsorgefähigkeit im Quer- 
und Längsschnitt finden folgende Merkmale 
Verwendung:16

	– aktuelle (Nicht-)Erwerbssituation, 

	– bisherige (Nicht-)Erwerbsbiografie,
	– persönliches und Haushaltsnettoeinkom-
men,

	– GRV-Anwartschaft (jahrgangsspezifische 
Quintile),

	– Vermögen.17

Eine besondere Stärke der LeA-Daten sind 
in diesem Zusammenhang die umfassen-
den und validen Informationen zur (Nicht-)
Erwerbsbiografie. Bei der retrospektiven Er-
hebung der Lebens- und Erwerbsverläufe 
seit dem 15. Geburtstag wurden in LeA ins-
gesamt 23 Kategorien von (Nicht-)Erwerbs-
zeiten im In- und Ausland unterschieden. Die 
folgenden Analysen beschränken sich aller-
dings auf die mit Blick auf die Zusatzvorsor-
ge der zugrunde liegenden Grundgesamtheit 
relevanten und am häufigsten auftretenden 
Zeiten (vgl. Heien und Krämer 2018: 157 ff.), 
die zudem gegebenenfalls zusammenge-
fasst wurden:18 rentenversicherungspflich-
tige Vollzeit- beziehungsweise Teilzeitbe-
schäftigung, geringfügige Beschäftigung, 
Selbstständigkeit, Auslandserwerbstätigkeit, 
Aus- und Weiterbildung, Arbeitslosigkeit und 
Krankheit beziehungsweise Arbeitsunfähig-
keit, Sorgearbeit (Kindererziehung, Pflege, 
Haushaltsführung ohne Kinder). Aufgrund 
der unterschiedlich langen Biografien der 
zum Befragungszeitpunkt 40- bis 59-jähri-
gen Interviewten empfiehlt sich für die Dauer 

15	Die Beteiligung umfasst dabei den Erwerb von Anwartschaften 
mit oder ohne aktuelle Beitragszahlung. Diese Operationalisie-
rung wie auch die spezifische Grundgesamtheit (siehe oben) 
erklären gegebenenfalls auch Abweichungen zu den Ergebnis-
sen vergleichbarer Studien (zum Beispiel Heien und Heckmann 
2017, Leinert et al. 2020).

16	Die jeweiligen Antwortkategorien werden nachfolgend erläutert 
oder sind den Analysen und Ergebnissen in Abschnitt 4 zu ent-
nehmen.

17	Alle Euro-Beträge zum Einkommen und Vermögen beziehen 
sich auf den Stand im Erhebungsjahr 2016 und würden heute 
(2025) deutlich höher ausfallen; so ist zum Beispiel der Nomi-
nallohnindex des Statistischen Bundesamtes zwischen 2016 
und 2024 (jeweils 2. Quartal) um 26,5 Prozent gestiegen (Statis-
tisches Bundesamt 2024: Tabelle 62361-0010).

18	Für alle Erwerbszeiten wurde im LeA-Interview der wöchent-
liche Stundenumfang erhoben (Heien und Krämer 2018), aus 
Fallzahlgründen wird hier jedoch nur für die rentenversiche-
rungspflichtige Beschäftigung zwischen Voll- (35 Stunden pro 
Woche und mehr) und Teilzeiterwerbstätigkeit (bis zu 34 Stun-
den pro Woche) unterschieden.
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dieser Zeiten eine Standardisierung, die 
durch die Berechnung des relativen Anteils 
an der bisherigen Biografie erfolgt, sodass 
die Anteile unterschiedlich alter Personen 
direkt miteinander vergleichbar sind.19 Die 
resultierenden Anteile wurden für eine über-
sichtlichere Darstellung der Zusammenhän-
ge zwischen Biografie und Zusatzvorsorge 
anschließend vier Kategorien zugeordnet: 
0 Prozent (kommt in der Biografie nicht vor), 
1 bis unter 25 Prozent, 25 bis unter 50 Pro-
zent, 50 Prozent und mehr.
Ergänzend zu den objektiven Indikatoren der 
materiellen Ressourcen der Vorsorgefähig-
keit finden drei subjektive Indikatoren sowie 
zur Messung der immateriellen Ressourcen 
verschiedene Persönlichkeitsmerkmale Be-
rücksichtigung:

	– Einschätzung der eigenen wirtschaftlichen 
Lage aktuell und im Rentenalter,

	– Erwartung einer Erbschaft,
	– Prokrastination,20 Geduld, Risiko, Impulsi-
vität.21

Als Indikatoren der Vorsorgemöglichkeit 
finden schließlich folgende drei Variablen 
Verwendung, die teils auf den Befragungs- 
(Wirtschaftssektor, Unternehmensgröße) und 
teils auf den verknüpften Versicherungskon-
tendaten (Befristung Arbeitsvertrag)22 beru-
hen:

	– Befristung Arbeitsvertrag,
	– Wirtschaftssektor (Privatwirtschaft/öffent-
licher Dienst),

	– Unternehmensgröße (aktuelle beziehungs-
weise letzte berufliche Tätigkeit).

3.2.3	 Kontrollvariablen

Als soziodemografische Kontrollvariablen 
werden in den folgenden Analysen schließ-
lich das Alter, das Geschlecht, die Region 
(alte/neue Länder), die Bildung (CASMIN-
Klassifikation),23 der Familienstand, die 
Kinderanzahl und die Migrationserfahrung 
berücksichtigt.

3.3	 Methoden

In uni- und bivariaten Analysen wird die pro-
zentuale Verbreitung der betrieblichen und 
privaten Zusatzvorsorge für die Grundge-
samtheit wie für die einzelnen Ausprägun-
gen der Merkmale der Vorsorgefähigkeit 
und -möglichkeit untersucht. Im Anschluss 
werden angesichts der binären abhängigen 
Variablen zur Zusatzvorsorge (0 = nein; 1 = 
ja) zur gegenseitigen Kontrolle der unabhän-
gigen Variablen logistische Regressionsmo-
delle geschätzt. Alle Analysen basieren auf 
den gewichteten LeA-Daten (vgl. Heien und 
Krämer 2018: 142 f.).

4.	 Ergebnisse

4.1	 Verbreitung der betrieblichen und 
privaten Zusatzvorsorge

Beginnend mit der Verbreitung der Zusatz-
vorsorge insgesamt zeigt sich, dass etwas 
mehr als zwei Drittel (69  Prozent; Abbil-
dung 1) der Personen der zugrunde liegen-
den Grundgesamtheit (Geburtsjahrgänge 
1957 bis 1976) im Jahr 2016 betrieblich 

19	Allerdings verbleibt aufgrund der unterschiedlich langen Bio-
grafien selbst bei gleichen Zeiten für jüngere Zielpersonen ein 
überproportionaler Anteil von (schulischen) Ausbildungszeiten, 
die in der Regel zu Beginn des betrachteten Zeitraums ab dem 
15. Geburtstag liegen.

20	Als Indikatoren für Prokrastination liegen zwei Aussagen vor 
(„Ich kümmere mich lediglich um dringende Angelegenheiten, 
da sich zukünftige Probleme oft von selbst regeln.“ und „Tätig-
keiten, die greifbare und unmittelbare Resultate aufweisen, sind 
für mich wichtiger als Tätigkeiten, deren Resultate sich erst in 
fernerer Zukunft einstellen.“), die von „völlig unzutreffend“ (0) 
bis „völlig zutreffend“ (10) bewertet wurden.

21	Die drei Indikatoren zu Geduld, Risiko und Impulsivität wurden 
ebenfalls auf einer 11er-Skala gemessen, die von „gar nicht [ge-
duldig, risikobereit, impulsiv]“ (0) bis „sehr [geduldig, risikobe-
reit, impulsiv]“ (10) reichte.

22	Die Information zur Befristung basiert auf dem Tätigkeitsschlüs-
sel gemäß Klassifikation der Berufe 2010 (KldB 2010), der nicht 
immer vorliegt und nicht immer aktuell ist. Infolgedessen ist das 
Merkmal mit Vorsicht zu interpretieren und wird auch nicht in 
den multivariaten Analysen berücksichtigt.

23	Dabei wird unterschieden zwischen Personen ohne Abschluss 
beziehungsweise Grundbildung mit/ohne berufliche Ausbil-
dung (CASMIN 1a, 1b, 1c), Personen mit mittlerer allgemeiner 
Bildung oder Hochschulreife mit/ohne berufliche Ausbildung 
(CASMIN 2a, 2b, 2c) sowie Personen mit Tertiärbildung (Bache-
lor-, Master- oder Diplomabschluss, Dissertation; CASMIN 3a, 
3b; Lüttinger und König 1988).
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und/oder privat für das Alter vorgesorgt ha-
ben.24 Dies bedeutet im Umkehrschluss, 
dass gut ein Drittel der Personen (31 Pro-
zent) nicht zusätzlich für das Alter vorsorgt, 
was ungefähr den Anteilen in vergleichbaren 
Erhebungen entspricht (Leinert et al. 2020, 
Heien 2018, Heien und Heckmann 2017).25 
Von den einzelnen Vorsorgeformen ist die 
sonstige private Zusatzvorsorge (Basisrente, 
private Rentenversicherung und kapitalbil-
dende Lebensversicherung) mit einem Anteil 
von 38 Prozent am weitesten verbreitet, ge-
folgt von der betrieblichen Altersversorgung 
in der Privatwirtschaft (30 Prozent), der Ries-
ter-Rente (29 Prozent) und der Zusatzversor-
gung im öffentlichen Dienst (15 Prozent).26

Wird die Kumulation, also das gemeinsa-
me Auftreten von Beteiligungen, beschränkt 
auf die gesetzliche (GRV), betriebliche (BAV, 
ZÖD) und private Vorsorge (Riester, sons-
tige PV), betrachtet, zeigt sich ein hetero-
genes Bild: Am häufigsten mit einem Anteil 
von – analog zu den vorherigen Ergebnis-
sen – einem Drittel (31 Prozent) tritt allein die 
gesetzliche Vorsorge (Abbildung 2) auf. Die 
nächsthäufige Kumulation ist das gemeinsa-
me Auftreten von gesetzlicher, betrieblicher 

und privater Vorsorge mit einem Anteil von 
27 Prozent, sodass ein „echtes“ Drei-Säu-
len-Modell nur in etwa einem Viertel aller Fäl-
le der zugrunde liegenden Grundgesamtheit 
realisiert ist. Es folgen die Kumulation der 
gesetzlichen Vorsorge nur mit der privaten 
Vorsorge (26 Prozent) oder nur mit der be-
trieblichen Vorsorge (16 Prozent).

24	Auf einen Ausweis statistisch signifikanter Unterschiede wird in 
den uni- und bivariaten Analysen verzichtet, da ausschließlich 
große (und in der Regel hochsignifikante) Anteilsunterschiede 
interpretiert werden.

25	Dabei weichen mitunter die Grundgesamtheiten voneinander ab 
(zum Beispiel Personen mit GRV-Anwartschaften versus sozial
versicherungspflichtig Beschäftigte), und die Beteiligung an der 
Zusatzvorsorge wird anders definiert (zum Beispiel alle Beteili-
gungen versus Beteiligungen mit aktiver Beitragszahlung). Zur 
Verbreitung der betrieblichen und privaten Zusatzvorsorge bei 
Personen im Ruhestandsalter vgl. zum Beispiel BMAS 2024, 
Heien 2018, Heien und Krämer 2021.

26	Die Summe der Beteiligungsquoten (112 Prozent) ist aufgrund 
von Mehrfachbeteiligungen größer als die Beteiligung an der 
Zusatzvorsorge insgesamt von 69 Prozent. Durch die Division 
beider Werte lässt sich auch die durchschnittliche Anzahl von 
Beteiligungen von 1,6 (= 112 Prozent/69 Prozent) ermitteln.

Abbildung 1: 	 Verbreitung der betrieblichen und privaten Zusatzvorsorge

Quelle: LeA 2016 (n = 7 239 Personen von 40 bis 59 Jahren); eigene Berechnungen.
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4.2	 Bivariate Analysen

4.2.1	 Soziodemografie

Beginnend mit den soziodemografischen 
Kontrollvariablen zeigt sich, dass die Verbrei-
tung der Zusatzvorsorge insgesamt vor al-
lem in Abhängigkeit von der Bildung (niedrig: 
56 Prozent; hoch: 82 Prozent) und der Migra
tionserfahrung (Deutsche ohne Migrations-
erfahrung: 76  Prozent; Ausländer/-innen: 
34 Prozent) variiert, während vor allem Alter, 
Geschlecht und Region mit deutlich geringe-
ren Unterschieden von maximal sechs Pro-
zentpunkten einhergehen (Tabelle 1).
Auf der Ebene der einzelnen Zusatzversor-
gungssysteme zeigen sich allerdings auch 
für diese Merkmale größere Unterschiede 
bei der BAV (Männer: 37 Prozent; Frauen: 
23 Prozent) oder der Riester-Rente (45 bis 
49 Jahre: 33 Prozent; 55 bis 59 Jahre: 21 Pro-
zent). Diese Unterschiede werden offensicht-
lich durch geringere oder sogar gegenläufige 
Unterschiede bei anderen Systemen „kom-
pensiert“, sodass der Gesamtunterschied 

für die Verbreitung der Zusatzvorsorge wie 
oben beschrieben deutlich geringer ausfällt. 
So ist die BAV (in der Privatwirtschaft) bei 
Männern (vor allem aufgrund der häufigeren 
Beschäftigung in der Privatwirtschaft) deut-
lich mehr verbreitet als bei Frauen, bei der 
ZÖD (Männer: 10 Prozent; Frauen: 20 Pro-
zent) und der Riester-Rente (Männer: 25 Pro-
zent; Frauen: 34  Prozent) ist es dagegen 
aufgrund der häufigeren Beschäftigung im 
öffentlichen Sektor (ZÖD) beziehungsweise 
der spezifischen Förderung (Riester-Rente) 
umgekehrt. Größere gegenläufige Effekte in 
Abhängigkeit von der Zusatzvorsorge zei-
gen sich auch für die Kinderzahl (BAV versus 
Riester-Rente), was hier ebenfalls an den Be-
sonderheiten der Riester-Förderung (in Form 
von Kinderzulagen) in Kombination mit den 
Effekten der geringeren Erwerbsneigung von 
Personen mit vielen Kindern auf die BAV-Be-
teiligung liegen dürfte. Dagegen zeigen sich 
für einzelne Merkmale über alle Sicherungs-
systeme ähnliche positive (Bildung) oder ne-
gative (Migrationserfahrung) Effekte auf die 
Zusatzvorsorge.

Abbildung 2: 	 Kumulation der gesetzlichen, betrieblichen und privaten Vorsorge

Quelle: LeA 2016 (n = 7 239 Personen von 40 bis 59 Jahren); eigene Berechnungen.
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Tabelle 1: 	 Verbreitung der Zusatzvorsorge nach Soziodemografie

BAV ZÖD Riester-
Rente

Sonstige 
PV

ZV 
gesamt

Alter

40 bis 44 Jahre 27 % 12 % 31 % 36 % 67 %

45 bis 49 Jahre 30 % 15 % 33 % 38 % 70 %

50 bis 54 Jahre 33 % 15 % 31 % 40 % 72 %

55 bis 59 Jahre 28 % 18 % 21 % 36 % 68 %

Geschlecht
männlich 37 % 10 % 25 % 40 % 70 %

weiblich 23 % 20 % 34 % 35 % 68 %

Region
alte Länder 31 % 15 % 30 % 39 % 70 %

neue Länder 26 % 14 % 27 % 33 % 65 %

Bildung 
(CASMIN)

gering (1a–1c) 25 % 9 % 22 % 26 % 56 %

mittel (2a–2c) 30 % 16 % 31 % 40 % 73 %

hoch (3a–3c) 37 % 22 % 36 % 50 % 82 %

Familienstand

ledig 28 % 15 % 26 % 43 % 69 %

geschieden 26 % 15 % 23 % 30 % 62 %

verwitwet 20 % 17 % 24 % 27 % 55 %

verheiratet 31 % 15 % 31 % 38 % 71 %

Anzahl Kinder

keine Kinder 31 % 15 % 22 % 44 % 69 %

1 Kind 31 % 16 % 25 % 38 % 70 %

2 Kinder 31 % 16 % 32 % 39 % 73 %

3 Kinder und mehr 24 % 13 % 36 % 28 % 62 %

Migrations
erfahrung (ME)

Deutsche ohne ME 33 % 17 % 33 % 43 % 76 %

Deutsche mit ME 22 % 8 % 18 % 20 % 51 %

Ausländer/-innen 13 % 4 % 13 % 16 % 34 %

alle Personen 30 % 15 % 29 % 38 % 69 %

Quelle: LeA 2016 (n = 7 239 Personen von 40 bis 59 Jahren); eigene Berechnungen.
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4.2.2	 Vorsorgefähigkeit

Für die objektiven Indikatoren der materiel-
len Ressourcen der Vorsorgefähigkeit zeigen 
sich fast durchweg deutlich größere Effek-
te auf die Verbreitung der Zusatzvorsorge 
als für die zuvor diskutierten soziodemo-
grafischen Kontrollvariablen (Tabelle 2). Die 
Verbreitung der Zusatzvorsorge insgesamt 
ist für Personen mit den größten materiel-
len Ressourcen häufig mehr als doppelt so 
hoch wie für Personen mit den geringsten 
materiellen Ressourcen. So weisen Voll-
zeiterwerbstätige zu mehr als drei Vierteln 
(77 Prozent) eine Zusatzvorsorge auf, wäh-
rend es bei den Nichterwerbstätigen gerade 
einmal etwas mehr als ein Drittel (35 Prozent) 
ist, was sich naturgemäß vor allem durch die 
Unterschiede bei der betrieblichen Alters-
versorgung (BAV, ZÖD) aber auch der sons-
tigen privaten Vorsorge erklärt.27 Personen 
mit besonders hohen GRV-Anwartschaften 
(5. Quintil: 92 Prozent) weisen ebenfalls deut-
lich höhere Vorsorgequoten auf als Personen 
mit besonders niedrigen GRV-Anwartschaf-
ten (1. Quintil: 38 Prozent), ein ähnliches Bild 
zeigt sich für das (persönliche) Nettomo-
natseinkommen (bis unter 700 Euro: 44 Pro-
zent; 3 200 Euro und mehr: 91 Prozent) und 
das Vermögen (kein Vermögen: 50 Prozent; 
1 000 000 Euro und mehr: 90 Prozent). Wäh-
rend die Verbreitung der BAV und der sons-
tigen privaten Vorsorge in der Regel mehr 
oder weniger kontinuierlich mit den mate-
riellen Ressourcen steigt, sind für die ZÖD 
und die Riester-Rente teilweise umgekehrt 
u-förmige Verteilungen zu beobachten, wo-
nach die Verbreitung der jeweiligen Vorsor-
geform zunächst mit den Ressourcen steigt, 
bei Personen mit den größten materiellen 
Ressourcen aber wieder sinkt. So steigt 
die ZÖD-Verbreitung von 4 Prozent bei den 
Nichterwerbstätigen (deren Anwartschaften 
ähnlich wie bei der BAV auf früheren Be-
schäftigungsverhältnissen basieren dürfte) 
bis auf 27 Prozent bei „vollzeitnah“ Beschäf-
tigten mit 30 bis 34 Wochenstunden, um für 
die Vollzeitbeschäftigten wieder auf 16 Pro-
zent zu fallen. Diese Ergebnisse dürften auf 

spezifische Beschäftigungsmuster (zum Bei-
spiel ein höherer Anteil von Teilzeitbeschäf-
tigung im öffentlichen Dienst) und/oder die 
bereits mehrfach angesprochene spezifische 
Riester-Förderung zurückzuführen sein, die 
vor allem für Personen mit geringeren mate-
riellen Ressourcen attraktiv ist.
Neben den verschiedenen eigenen mate-
riellen Ressourcen der Vorsorgefähigkeit 
findet sich in Tabelle 2 mit dem monatlichen 
Haushaltsnettoeinkommen zumindest ein 
Merkmal, das explizit Bezug auf den Paar- 
beziehungsweise Haushaltskontext der Zu-
satzvorsorge nimmt. Die Ergebnisse ähneln 
grundsätzlich denen für das persönliche Ein-
kommen, allein für die Riester-Rente fallen 
die Unterschiede zwischen Haushalten mit 
geringem Einkommen (bis unter 1 100 Euro: 
12 Prozent) und Haushalten mit hohen Ein-
kommen (5 000 Euro und mehr: 41 Prozent) 
deutlich größer aus als auf der Personenebe-
ne. Dies ist ein erster empirischer Hinweis auf 
eine gezielte Nutzung der Riester-Förderung 
in Haushalten mit Beziehenden unterschied-
lich hoher Einkommen (vgl. Abschnitt 2.1), 
vermutlich in den meisten Fällen in Gestalt 
partnerschaftlicher Arrangements von (vor 
allem männlicher) Vollzeiterwerbstätigkeit 
und (vor allem weiblicher) Teilzeiterwerbs-
tätigkeit, der in partnerschaftsspezifischen 
Analysen zum konkreten Zusammenspiel der 
verschiedenen Vorsorgeformen in solchen 
Haushalten zu vertiefen ist.28

Für die Verbreitung der Zusatzvorsorge nach 
der bisherigen (Nicht-)Erwerbsbiografie zeigt 
sich, dass die rentenversicherungspflichtige 

27	Beschränkt auf den bloßen Zugang zur betrieblichen Altersver-
sorgung von Erwerbstätigen und Nichterwerbstätigen liegen 
hier auch unterschiedliche Vorsorgemöglichkeiten vor.

28	Hier zeigen erste bivariate Analysen mit den LeA-Daten (nicht 
in Tabelle 2 dokumentiert), dass vor allem die Verbreitung von 
Riester-Renten und sonstiger privater Vorsorge bei Personen, 
deren Partner/-innen entsprechend vorsorgen, deutlich höher 
ist als bei anderen Personen, was – neben den damit gege-
benenfalls einhergehenden besseren materiellen Ressourcen – 
auf eine Art „Vorbildfunktion“ des Partners/der Partnerin bei 
der Zusatzvorsorge (im Sinne besserer immaterieller Ressour-
cen) zurückzuführen sein könnte. Im Bereich der betrieblichen 
Altersversorgung gibt es ähnliche, aber deutlich schwächere 
Zusammenhänge, die zudem angesichts des häufig obligatori-
schen Charakters von BAV und vor allem ZÖD andere Ursachen 
haben dürften. 
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Tabelle 2: 	 Verbreitung der Zusatzvorsorge nach Vorsorgefähigkeit

BAV ZÖD Riester-
Rente

Sonstige 
PV

ZV 
gesamt

Erwerbs
umfang

nicht erwerbstätig   9 %   4 % 17 % 15 % 35 %

1 bis 9 Std.   6 % 16 % 31 % 32 % 56 %

10 bis 19 Std. 16 % 17 % 43 % 32 % 66 %

20 bis 29 Std. 28 % 22 % 46 % 36 % 77 %

30 bis 34 Std. 26 % 27 % 31 % 38 % 72 %

35 Std. und mehr 38 % 16 % 28 % 44 % 77 %

persönliches 
Netto
einkommen

b. u.  
700 €/Monat

  8 %   5 % 26 % 21 % 44 %

700 b. u.  
1 100 €/Monat

17 % 13 % 31 % 27 % 57 %

1 100 b. u.  
1 700 €/Monat

25 % 15 % 29 % 34 % 66 %

1 700 b. u.  
2 300 €/Monat

33 % 22 % 26 % 41 % 77 %

2 300 b. u.  
3 200 €/Monat

49 % 21 % 31 % 49 % 89 %

3 200 €/Monat  
und mehr

57 % 13 % 36 % 63 % 91 %

Haushalts
netto
einkommen

b. u.  
1 100 €/Monat

  7 %   3 % 12 % 11 % 26 %

1 100 b. u.  
1 700 €/Monat

18 %   8 % 22 % 21 % 50 %

1 700 b. u.  
2 300 €/Monat

24 % 13 % 20 % 34 % 61 %

2 300 b. u.  
3 200 €/Monat

27 % 15 % 30 % 35 % 68 %

3 200 b. u.  
4 000 €/Monat

36 % 19 % 32 % 44 % 81 %

4 000 b. u.  
5 000 €/Monat

42 % 22 % 38 % 48 % 86 %

5 000 €/Monat  
und mehr

45 % 18 % 41 % 57 % 90 %
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Voll- und Teilzeiterwerbstätigkeit erwar-
tungsgemäß mit höheren Vorsorgequoten 
einhergehen, während die geringfügige Be-
schäftigung und die Auslandserwerbstätig-
keit – ebenfalls nicht überraschend – mit 
geringeren Quoten einhergehen und die 
Selbstständigkeit – zumindest insgesamt – in 
keinem systematischen Zusammenhang mit 
der Zusatzvorsorge steht (Tabelle 3). In letz-
terem Fall verbirgt sich dahinter allerdings 
ein deutlich positiver Zusammenhang mit der 
sonstigen privaten Vorsorge 0 Prozent (nie): 
35 Prozent; 50 Prozent und mehr: 64 Pro-

zent) und ein deutlich negativer Zusammen
hang bei den anderen Sicherungssystemen, 
der nicht zuletzt auf den nicht vorhandenen 
Zugang zu den damit verbundenen (abhän-
gigen) Erwerbstätigkeiten (BAV, ZÖD) bezie-
hungsweise Vorsorgeformen (Riester-Rente) 
zurückzuführen ist. Entsprechend fallen auch 
die Effekte der anderen Erwerbstätigkeiten in 
der Regel vor allem für die BAV und die ZÖD 
am größten aus, einzige nennenswerte Aus-
nahme sind die rentenversicherungspflichti-
ge Teilzeiterwerbstätigkeit und die Riester-
Rente.



Anwartschaft 
GRV

1. Quintil (Q1) 6 %   3 % 14 % 24 % 38 %

2. Quintil (Q2) 15 %   8 % 30 % 32 % 58 %

3. Quintil (Q3) 27 % 19 % 36 % 36 % 74 %

4. Quintil (Q4) 40 % 24 % 32 % 44 % 85 %

5. Quintil (Q5) 61 % 21 % 33 % 52 % 92 %

Vermögen

kein Vermögen 20 % 10 % 19 % 22 % 50 %

1 b. u. 50 000 € 32 % 21 % 33 % 44 % 78 %

50 000 b. u. 
100 000 €

28 % 17 % 31 % 41 % 73 %

100 000 b. u. 
250 000 €

36 % 19 % 36 % 45 % 83 %

250 000 b. u. 
500 000 €

41 % 19 % 38 % 52 % 85 %

500 000 b. u. 
1 000 000 €

50 % 12 % 38 % 61 % 91 %

1 000 000 €  
und mehr

38 %   8 % 31 % 74 % 90 %

alle Personen 30 % 15 % 29 % 38 % 69 %

Quelle: LeA 2016 (n = 7 239 Personen von 40 bis 59 Jahren); eigene Berechnungen.

Fortsetzung Tabelle 2
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Tabelle 3: 	 Verbreitung der Zusatzvorsorge nach Vorsorgefähigkeit

BAV ZÖD Riester-
Rente

Sonstige 
PV

ZV 
gesamt

RV-pflichtige 
Beschäftigung 
(Vollzeit)

0 % (nie) 14 %   7 % 20 % 23 % 44 %

1 % b. u. 25 % 13 % 11 % 27 % 29 % 53 %

25 % b. u. 50 % 21 % 16 % 34 % 37 % 68 %

50 % und mehr 43 % 18 % 30 % 44 % 81 %

RV-pflichtige 
Beschäftigung 
(Teilzeit)

0 % (nie) 32 % 12 % 25 % 39 % 69 %

1 % b. u. 25 % 21 % 17 % 34 % 31 % 64 %

25 % b. u. 50 % 28 % 32 % 55 % 43 % 85 %

50 % und mehr 35 % 30 % 37 % 37 % 82 %

geringfügige 
Beschäftigung

0 % (nie) 37 % 17 % 29 % 44 % 77 %

1 % b. u. 25 % 22 % 13 % 29 % 30 % 61 %

25 % b. u. 50 % 20 % 10 % 34 % 31 % 63 %

50 % und mehr 18 %   6 % 27 % 37 % 67 %

Selbst
ständigkeit

0 % (nie) 32 % 17 % 31 % 35 % 70 %

1 % b. u. 25 % 22 % 11 % 24 % 37 % 59 %

25 % b. u. 50 % 18 %   4 % 18 % 60 % 72 %

50 % und mehr 14 %   5 % 15 % 64 % 69 %

Auslands
erwerbs
tätigkeit

0 % (nie) 32 % 16 % 31 % 41 % 74 %

1 % b. u. 25 % 21 % 12 % 23 % 30 % 58 %

25 % b. u. 50 % 12 %   5 % 11 % 10 % 32 %

50 % und mehr   3 %   2 % 3 % 10 % 17 %

Aus- und 
Weiterbildung

0 % (nie) 23 %   6 % 20 % 24 % 51 %

1 % b. u. 25 % 30 % 16 % 29 % 37 % 70 %

25 % b. u. 50 % 36 % 20 % 41 % 50 % 81 %

50 % und mehr 37 %   6 % 34 % 45 % 79 %
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Für die Nichterwerbszeiten zeigt sich schließ
lich ebenfalls erwartungsgemäß, dass Aus- 
und Weiterbildung mit höheren Vorsorgequo-
ten einhergehen, während Arbeitslosigkeit 
und Krankheit sowie Sorgearbeit mit gerin-
geren Quoten einhergehen. Besonders für 
Arbeitslosigkeits- und Krankheitszeiten zei-
gen sich insgesamt (0 Prozent (nie): 83 Pro-
zent; 50 Prozent und mehr: 14 Prozent) wie 
für die einzelnen Sicherungssysteme deut-
liche Zusammenhänge, die sowohl auf die 
geringen materiellen Ressourcen der Vor-
sorgefähigkeit als auch auf die fehlenden 
Vorsorgemöglichkeiten aufgrund eines feh-
lenden Beschäftigungsverhältnisses (BAV, 
ZÖD) zurückzuführen sein dürften. Letzteres 
gilt sicher auch für Personen mit einem sehr 
hohen Anteil von Sorgearbeit von 50  Pro-
zent und mehr, für die ebenfalls sehr nied-
rige BAV- und ZÖD-Quoten von 10 Prozent 
beziehungsweise 11 Prozent zu registrieren 
sind, während die Riester-Quoten – vermut-
lich aufgrund der spezifischen Förderung – 
bei Vorliegen von Sorgearbeit jeweils über-

durchschnittlich ausfallen (1  Prozent bis 
unter 25 Prozent: 33 Prozent; 25 Prozent bis 
unter 50 Prozent: 38 Prozent; 50 Prozent und 
mehr: 34 Prozent).
Neben den objektiven Indikatoren der ma-
teriellen Ressourcen der Vorsorgefähigkeit 
bieten die LeA-Daten auch einige subjekti-
ve Indikatoren sowie zur Messung der im-
materiellen Ressourcen eine Reihe von Per-
sönlichkeitsmerkmalen, die mit Blick auf die 
Zusatzvorsorge analysiert werden können 
(Tabelle 4). Für die Einschätzung der aktuel-
len eigenen wirtschaftlichen Lage zeigt sich 
zunächst ein deutlicher Zusammenhang für 
die einzelnen Sicherungssysteme wie für 
die Vorsorge insgesamt. So verfügen nur 
16 Prozent der Personen, die ihre aktuelle 
Lage als „sehr schlecht“ einstufen, über eine 
betriebliche und/oder private Zusatzvorsor-
ge, während es bei den Personen, die ihre 
aktuelle Lage als „sehr gut“ einstufen, im-
merhin 86 Prozent sind. Dagegen ist für die 
Einschätzung der voraussichtlichen eigenen 
wirtschaftlichen Lage im Alter kein systema-

Arbeits
losigkeit und 
Krankheit

0 % (nie) 38 % 19 % 35 % 50 % 83 %

1 % b. u. 25 % 31 % 16 % 30 % 39 % 72 %

25 % b. u. 50 %   7 %   3 % 16 % 10 % 28 %

50 % und mehr   1 %   1 % 13 %   3 % 14 %

Sorgearbeit

0 % (nie) 36 % 12 % 24 % 41 % 71 %

1 % b. u. 25 % 25 % 19 % 33 % 38 % 71 %

25 % b. u. 50 % 24 % 22 % 38 % 35 % 72 %

50 % und mehr 10 % 11 % 34 % 19 % 49 %

alle Personen 30 % 15 % 29 % 38 % 69 %

Quelle: LeA 2016 (n = 7 239 Personen von 40 bis 59 Jahren); eigene Berechnungen.

Fortsetzung Tabelle 3
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tischer Zusammenhang mit der Zusatzvor-
sorge zu erkennen, teilweise unterscheiden 
sich die Verbreitungsquoten der Personen 
mit einer (eher) positiven oder (eher) nega-
tiven Bewertung ihrer Situation kaum. Einzig 
bei Beschränkung auf die extremen Antwor-
ten „sehr viel schlechter“ beziehungswei-
se „sehr viel besser“ lässt sich für die 
Zusatzvorsorge insgesamt (59 Prozent be-
ziehungsweise 70 Prozent) wie für die BAV, 
die Riester-Rente und die sonstige private 
Vorsorge ein positiver Zusammenhang er-
kennen. Schließlich zeigt sich für die Erwar-
tung einer Erbschaft sowohl für die einzel-
nen Sicherungssysteme wie für die Vorsorge 
insgesamt ein etwas schwächerer (positiver) 
Zusammenhang als für die Einschätzung 
der aktuellen eigenen wirtschaftlichen Lage: 
Personen, die mit großer Wahrscheinlichkeit 
eine Erbschaft erwarten („ja, auf jeden Fall“), 
weisen mit 85 Prozent häufiger eine betrieb-
liche und/oder private Zusatzvorsorge auf 
als Personen, die keine Erbschaft erwarten 
(„nein, auf keinen Fall“), mit 60 Prozent. Inso-
fern ist das Merkmal wahrscheinlich eher ein 
Indikator der besseren (finanziellen) Möglich-
keiten zur Zusatzvorsorge als der dafür nicht 
gegebenen Notwendigkeit, da ansonsten 
häufiger auf die Zusatzvorsorge „verzichtet“ 
worden wäre.
Für die verschiedenen Persönlichkeits-
merkmale zeigt sich zunächst einmal, dass 
– unabhängig vom Indikator (nur dringen-
de Angelegenheiten beziehungsweise un-
mittelbare Resultate) und vom betrachteten 
betrieblichen oder privaten Sicherungssys-
tem – Prokrastination, also die Neigung zum 
Aufschieben von Tätigkeiten, mit einer etwas 
geringeren Verbreitung der Zusatzvorsorge 
einhergeht (Tabelle 4). Am schwächsten fällt 
der Zusammenhang naturgemäß bei der ob-
ligatorischen ZÖD aus, während die Unter-
schiede bei der BAV, der Riester-Rente und 
der sonstigen privaten Vorsorge etwas grö-
ßer sind. Insgesamt sorgen 62 Prozent der 
Personen, die sich (eher) nur um dringende 
Angelegenheiten kümmern, und 66 Prozent 
der Personen, für die Tätigkeiten mit greifba-
ren und unmittelbaren Resultaten wichtiger 

sind, zusätzlich vor, während der Anteil bei 
den Referenzgruppen immerhin bei jeweils 
76 Prozent liegt.29 Dagegen zeigen sich für 
die Geduld, das Risiko (beziehungsweise die 
Bereitschaft dazu) und die Impulsivität deut-
lich schwächere Zusammenhänge mit der 
betrieblichen und privaten Zusatzvorsorge, 
die zudem eher unsystematisch ausfallen.30 
Während dies für die ZÖD aufgrund ihres ob-
ligatorischen Charakters am wenigsten über-
raschend ist und für die BAV und die Ries-
ter-Rente die vielfältigen Bedingungen und 
Regulierungen dem Einfluss von Persönlich-
keitsmerkmalen Grenzen setzen, wären zu-
mindest für die sonstige private Vorsorge 
deutlichere Zusammenhänge zu erwarten 
gewesen. Letztlich unterscheiden sich aber 
auch hier bezüglich der Beteilung Perso-
nen, bei denen das jeweilige Merkmal über-
durchschnittlich ausgeprägt ist, kaum von 
Personen, bei denen das jeweilige Merkmal 
unterdurchschnittlich ausgeprägt ist. Zudem 
ist die sonstige private Vorsorge jeweils am 
stärksten verbreitet bei Personen, die sich 
weder dem einen noch dem anderen Extrem 
zuordnen (Geduld/Risiko: 40 Prozent; Impul-
sivität: 39 Prozent).

4.2.3	 Vorsorgemöglichkeit

Für die Vorsorgemöglichkeiten zeigt sich 
schließlich, dass die Verbreitung der Zusatz-
vorsorge erwartungsgemäß bei Personen 
mit unbefristeten Arbeitsverträgen deutlich 
höher ist (76 Prozent) als bei Personen mit 
befristeten Verträgen (55  Prozent; Tabel-
le 5). Zudem überrascht es nicht, dass der 
Unterschied vor allem auf die BAV (unbe-
fristet: 36 Prozent; befristet: 17 Prozent) zu-

29	Die ursprünglich auf einer Skala von „völlig unzutreffend“ (0) bis 
„völlig zutreffend“ (10) gemessenen Antworten auf diese Fra-
ge (vgl. Abschnitt 3.2.2) wurden für die bivariaten Analysen wie 
folgt zusammengefasst: 0 bis 3 = „(eher) nein“; 4 bis 6 = „teils/
teils“; 7 bis 10 = „(eher) ja“.

30	Wie bei der Prokrastination wurden die auf einer Skala von 0 
(„gar nicht [geduldig, risikobereit, impulsiv]“) bis 10 („sehr [ge-
duldig, risikobereit, impulsiv]“ gemessenen Indikatoren zu Ge-
duld, Risiko und Impulsivität für die bivariaten Analysen wie 
folgt zusammengefasst: 0 bis 3 = „(eher) nein“; 4 bis 6 = „teils/
teils“; 7 bis 10 = „(eher) ja“.
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Tabelle 4: 	 Verbreitung der Zusatzvorsorge nach Vorsorgefähigkeit

BAV ZÖD Riester-
Rente

Sonstige 
PV

ZV 
gesamt

wirtschaft-
liche Lage 
heute

sehr gut 43 % 18 % 36 % 52 % 86 %

gut 31 % 17 % 31 % 41 % 74 %

weniger gut 18 % 10 % 22 % 23 % 51 %

schlecht 20 % 6 % 14 % 12 % 38 %

sehr schlecht 5 % 2 % 8 % 8 % 16 %

wirtschaft-
liche Lage im 
Rentenalter

sehr viel besser 35 % 10 % 33 % 43 % 70 %

etwas besser 27 % 10 % 28 % 40 % 62 %

etwa gleich 33 % 15 % 30 % 40 % 71 %

etwas schlechter 31 % 17 % 31 % 41 % 74 %

sehr viel schlechter 24 % 11 % 24 % 27 % 59 %

Erwartung 
Erbschaft

ja, auf jeden Fall 36 % 19 % 37 % 52 % 85 %

ja, vermutlich 37 % 18 % 38 % 50 % 82 %

nein, eher nicht 30 % 17 % 31 % 39 % 73 %

nein, auf keinen 
Fall

26 % 12 % 24 % 30 % 60 %

Pro
krastination 
(nur dringende 
Angelegen-
heiten)

(eher) nein 34 % 16 % 33 % 43 % 76 %

teils/teils 29 % 15 % 29 % 36 % 68 %

(eher) ja 25 % 14 % 25 % 31 % 62 %

Pro
krastination 
(unmittelbare 
Resultate)

(eher) nein 33 % 16 % 34 % 43 % 76 %

teils/teils 29 % 16 % 29 % 38 % 70 %

(eher) ja 29 % 13 % 27 % 35 % 66 %

Geduld

(eher) nein 28 % 15 % 28 % 36 % 68 %

teils/teils 30 % 15 % 29 % 40 % 70 %

(eher) ja 30 % 15 % 30 % 36 % 69 %

Risiko

(eher) nein 28 % 16 % 30 % 36 % 69 %

teils/teils 33 % 15 % 30 % 40 % 72 %

(eher) ja 30 % 12 % 26 % 36 % 65 %

Impulsivität

(eher) nein 29 % 14 % 29 % 36 % 67 %

teils/teils 31 % 16 % 31 % 39 % 72 %

(eher) ja 29 % 14 % 27 % 37 % 67 %

alle Personen 30 % 15 % 29 % 38 % 69 %

Quelle: LeA 2016 (n = 7 239 Personen von 40 bis 59 Jahren); eigene Berechnungen.
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rückgeht. Der etwas höhere ZÖD-Anteil von 
Personen mit unbefristeten Arbeitsverträgen 
(18 Prozent) im Vergleich zu Personen mit 
befristeten Verträgen (12 Prozent) dürfte im 
Wesentlichen auf die höhere Verbreitung von 
unbefristeten Arbeitsverträgen im öffent
lichen Dienst im Vergleich zur Privatwirt-
schaft zurückzuführen sein. Der direkte Ver-
gleich beider Sektoren zeigt, dass die ZÖD 
im öffentlichen Dienst mit 84 Prozent nahe-
zu flächendeckend verbreitet ist.31 In Kom-

bination mit den weiteren Möglichkeiten der 
Zusatzvorsorge ergibt sich eine sehr hohe 
Abdeckung von 95 Prozent, die zudem deut-
lich über dem Niveau in der Privatwirtschaft 
(72 Prozent) liegt. 

Tabelle 5: 	 Verbreitung der Zusatzvorsorge nach Vorsorgemöglichkeit

BAV ZÖD Riester-
Rente

Sonstige 
PV

ZV 
gesamt

Befristung 
Arbeitsvertrag

nein 36 % 18 % 33 % 40 % 76 %

ja 17 % 12 % 28 % 27 % 55 %

Wirtschafts-
sektor

Privatwirtschaft 36 % 8 % 30 % 41 % 72 %

öffentlicher Dienst 12 % 84 % 35 % 39 % 95 %

Unterneh-
mensgröße 
(Beschäftigte)

1 b. u. 5 
Beschäftigte

13 % 3 % 23 % 44 % 61 %

5 b. u. 10 
Beschäftigte

18 % 4 % 29 % 37 % 58 %

10 b. u. 50 
Beschäftigte

21 % 11 % 28 % 32 % 60 %

50 b. u. 100 
Beschäftigte

25 % 13 % 25 % 32 % 62 %

100 b. u. 250 
Beschäftigte

27 % 15 % 31 % 42 % 71 %

250 b. u. 500 
Beschäftigte

31 % 20 % 32 % 39 % 74 %

500 b. u. 1 000 
Beschäftigte

37 % 28 % 32 % 37 % 77 %

1 000 Beschäftigte  
und mehr

50 % 24 % 33 % 41 % 85 %

alle Personen 30 % 15 % 29 % 38 % 69 %

Quelle: LeA 2016 (n = 7 239 Personen von 40 bis 59 Jahren); eigene Berechnungen.

31	Dass trotz Pflichtversicherung 16 Prozent der Beschäftigten im 
öffentlichen Dienst im Rahmen der Befragung keine ZÖD anga-
ben, dürfte nicht zuletzt auf Probleme bei der Abgrenzung von 
Privatwirtschaft und öffentlichem Dienst einerseits und BAV und 
ZÖD andererseits zurückzuführen sein.
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Für die Verbreitung der Zusatzvorsorge ins-
gesamt und insbesondere der BAV zeigt sich 
schließlich – ähnlich wie in anderen empiri
schen Studien (vgl. zum Beispiel Riedmann 
et al. 2021) – ein deutlich positiver Zusam-
menhang mit der Unternehmensgröße (der 
aktuellen beziehungsweise letzten beruf
lichen Tätigkeit). Während in Kleinbetrieben 
mit weniger als fünf Beschäftigten gerade 
einmal 13 Prozent der aktuell beziehungs-
weise zuletzt Beschäftigten an der BAV be-
teiligt sind, liegt der Anteil in Großbetrie-
ben mit 1 000 Beschäftigten und mehr bei 
50 Prozent.

4.3	 Multivariate Analysen

Um den gegenseitigen Einfluss der Indika-
toren der Vorsorgefähigkeit und -möglichkeit 
sowie der soziodemografischen Kontrollva-
riablen zu berücksichtigen, wurden für die 
Zusatzvorsorge insgesamt wie für die einzel-
nen Formen der betrieblichen und privaten 
Altersvorsorge (0 = nein; 1 = ja) schrittwei-
se logistische Regressionen gerechnet, ers-
tens ausschließlich mit soziodemografischen 
Kontrollvariablen und zweitens zusätzlich mit 
Indikatoren der Vorsorgemöglichkeit und -fä-
higkeit (Tabelle 6).32 Alle Regressionsmodelle 
erweisen sich – bei jeweils 13 (Schritt 1) be-
ziehungsweise 46 (Schritt 2) Freiheitsgraden 
(df) – gemäß Chi-Quadrat-Test (χ²) als statis-
tisch hoch signifikant (p < 0,001), was im Üb-
rigen auch für den jeweiligen Vergleich von 
Schritt 1 und 2 (nicht in Tabelle 6 dokumen-
tiert) gilt. Im vollständigen Modell (Schritt 2) 
wird für die gesamte Vorsorge eine Modellan-
passung beziehungsweise -güte (Nagelker-
kes R²) von immerhin 0,447 (von maximal 1) 
erreicht. Für die einzelnen betrieblichen und 
privaten Vorsorgeformen ist die Anpassung 
am besten für die ZÖD (0,544), gefolgt von 
der BAV (0,374), der sonstigen privaten Vor-
sorge (0,251) und der Riester-Rente (0,186).
Für die einzelnen Determinanten der Zu-
satzvorsorge zeigt sich, dass von den Indi-
katoren der objektiven materiellen Ressour-
cen die aktuelle GRV-Anwartschaft für die 

Verbreitung aller Vorsorgeformen relevant 
ist, was an statistisch mindestens auf dem 
95-Prozent-Niveau (p < 0,05) signifikanten 
Effekten in Form der aus den Modellpara-
metern ableitbaren Chancenverhältnisse 
(„odds ratios“; OR) abzulesen ist (Tabelle 7). 
Dabei erhöhen sich die Chancen für die BAV 
und die Zusatzvorsorge insgesamt mit je-
dem Anwartschaftsquintil und erreichen im 
obersten Quintil ein Vielfaches des Wertes 
für das unterste Quintil (BAV: ORQ5 = 7,615; 
ZV gesamt: ORQ5 = 4,792).33 Dagegen sind 
für die ZÖD, die Riester-Rente und die sons-
tige private Vorsorge keine ausgeprägten 
quasi-linearen Effekte zu beobachten; hier 
haben Personen in den oberen vier Quinti-
len tendenziell ähnlich höhere Chancen einer 
Zusatzvorsorge wie die Referenzgruppe der 
Personen im untersten Quintil. Für das Ver-
mögen zeigen sich zumindest für die oberste 
Kategorie (500 000 Euro und mehr) durchge-
hend statistisch signifikante Effekte, die im 
Vergleich zu den GRV-Anwartschaften aber 
deutlich kleiner und für die ZÖD sogar ne-
gativ ausfallen. Konkret haben besonders 
Vermögende eine etwa halb so große Chan-
ce der Beteiligung an der Zusatzversorgung 
des öffentlichen Dienstes (OR500 000 Euro und mehr 
= 0,473) wie Personen ohne Vermögen. Mit 
dem Haushaltseinkommen steigen eben-
falls die Chancen einer Zusatzvorsorge, sta-
tistisch signifikante (und dementsprechend 
größere) Effekte sind aber nur für die private 
Vorsorge und die Zusatzvorsorge insgesamt 
zu beobachten. So ist die Chance einer Zu-

32	In den multivariaten Modellen wurden einzelne Indikatoren der 
bivariaten Analysen zur Reduzierung fehlender Angaben (zum 
Beispiel Befristung Arbeitsvertrag) beziehungsweise Vermei-
dung von Multikollinearität (zum Beispiel Erwerbsumfang, per-
sönliches Einkommen) ausgeschlossen (vgl. auch Tabelle  7). 
Die Analysen basierten schließlich auf 6 255 Personen mit gülti-
gen Angaben bei allen Variablen (von ursprünglich 7 239 Perso-
nen zwischen 40 und 59 Jahren).

33	Eine Chance beschreibt hier die Wahrscheinlichkeit des Eintre-
tens des Ereignisses „Zusatzvorsorge“ in Relation zu der des 
Nicht-Eintretens. Eine Eintrittswahrscheinlichkeit von zum Bei-
spiel 20 Prozent entspricht deshalb einer Chance von 20 Pro-
zent zu 80 Prozent (beziehungsweise 1 zu 4) oder 25 Prozent, 
eine Eintrittswahrscheinlichkeit von 50 Prozent dagegen einer 
Chance von 100  Prozent, da beide Ereignisse gleich wahr-
scheinlich sind. Zudem ist der Chancenbegriff hier rein statis-
tisch zu verstehen, geringere Chancen lassen zum Beispiel kei-
ne Rückschlüsse auf eine etwaige Diskriminierung zu.
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satzvorsorge in Haushalten mit einem Netto-
einkommen von mindestens 5 000 Euro/Mo-
nat etwa doppelt so hoch (OR = 2,052) wie 
für Personen der Referenzgruppe mit sehr 
geringen Haushaltseinkommen von weniger 
als 1 100 Euro/Monat.34

Für die in Jahren entsprechender Zeiten ge-
messenen biografischen materiellen Res-
sourcen zeigt sich eine Reihe statistisch 
signifikanter Effekte, wobei erwartungs-
gemäß Erwerbszeiten tendenziell und mit 
Ausnahme von Tätigkeiten im Ausland die 
(statistischen) Chancen einer Zusatzvorsor-
ge erhöhen, während Nichterwerbszeiten 
tendenziell und mit Ausnahme von Aus- und 
Weiterbildung diese reduzieren. Dies be-
trifft die Verbreitung aller Vorsorgeformen 
mit Ausnahme der ZÖD, für die nur Zeiten 
von Arbeitslosigkeit und Krankheit relevant 
sind (OR = 0,932). Der stärkste positive Ef-
fekt geht von Selbstständigkeitszeiten aus, 
die mit jedem Jahr die Chancen einer sons-
tigen privaten Vorsorge um etwa 7 Prozent 
erhöhen (OR = 1,070), was auf die einge-
schränkten Möglichkeiten der Betroffenen 

für die Beteiligung an den anderen Vorsor-
geformen (BAV, ZÖD, Riester-Rente) zurück-
zuführen sein dürfte. Der stärkste negative 
Effekt auf die Zusatzvorsorge ist dagegen 
für Arbeitslosigkeits- und Krankheitszei-
ten zu beobachten, die mit jedem Jahr die 
Chancen einer sonstigen privaten Vorsorge 
um etwa 8 Prozent reduzieren (OR = 0,916). 
Dagegen gehen weder von der rentenversi-
cherungspflichtigen Vollzeitbeschäftigung – 
mit Ausnahme der BAV und im Gegensatz 
etwa zur entsprechenden Teilzeitbeschäfti-
gung – noch von der geringfügigen Beschäf-
tigung statistisch signifikante Effekte auf die 
Vorsorgebeteiligung aus, obwohl sich zuvor 
deutliche bivariate Zusammenhänge gezeigt 
hatten (vgl. Tabelle 3).
Von den berücksichtigten subjektiven ma-
teriellen Ressourcen ist die Erwartung einer 

34	Ergänzende multivariate Analysen mit dem persönlichen Ein-
kommen (statt des Haushaltseinkommens) zeigen für alle For-
men der betrieblichen und privaten Vorsorge mit Ausnahme der 
Riester-Rente statistisch signifikante positive Effekte, wobei die 
Effekte anderer materieller Ressourcen im Wesentlichen Be-
stand haben (nicht in Tabelle 7 dokumentiert).

Tabelle 6: 	 Schrittweise logistische Regression der Zusatzvorsorge (Modelltest und -güte)

BAV ZÖD Riester-
Rente

Sonstige 
PV

ZV 
gesamt

Schritt 1:  
Sozio
demografie

Chi-Quadrat 
(χ²)

416,036 382,932 541,111 522,674 868,768

Signifikanz-
niveau (p)

< 0,001 < 0,001 < 0,001 < 0,001 < 0,001

Nagelkerkes 
R²

0,09 0,101 0,117 0,108 0,184

Schritt 2:  
Vorsorge
möglich
keit und 
-fähigkeit

Chi-Quadrat 
(χ²)

1.940,590 2.402,490 887,352 1.293,890 2.373,298

Signifikanz-
niveau (p)

< 0,001 < 0,001 < 0,001 < 0,001 < 0,001

Nagelkerkes 
R²

0,374 0,544 0,186 0,251 0,447

Quelle: LeA 2016 (n = 6 255 Personen von 40 bis 59 Jahren); eigene Berechnungen.
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Tabelle 7: 	 Logistische Regression der Zusatzvorsorge (vollständiges Modell: OR)

BAV ZÖD Riester-
Rente

Sonstige 
PV

ZV 
gesamt

objektive materielle Ressourcen

HH-Eink.: 1 100 b. u. 1 700 €/Monat 1,211 0,949 1,349 0,932 1,010

HH-Eink.: 1 700 b. u. 2 300 €/Monat 1,028 1,041 0,999 1,505* 1,148

HH-Eink.: 2 300 b. u. 3 200 €/Monat 1,008 1,217 1,490* 1,243 1,096

HH-Eink.: 3 200 b. u. 4 000 €/Monat 1,363 1,137 1,310 1,611* 1,651**

HH-Eink.: 4 000 b. u. 5 000 €/Monat 1,319 1,443 1,469 1,346 1,605*

HH-Eink.: 5 000 €/Monat und mehr 1,387 0,936 1,441 1,631* 2,052**

GRV-Anwartschaft: Q2 (Ref.: Q1) 1,909*** 1,338 1,338* 1,522** 1,479**

GRV-Anwartschaft: Q3 3,009*** 1,926* 1,607** 1,831*** 2,408***

GRV-Anwartschaft: Q4 4,223*** 2,593** 1,243 1,973*** 3,505***

GRV-Anwartschaft: Q5 7,615*** 1,688 1,047 2,160*** 4,792***

Vermögen: 1 b. u. 100 000 € (Ref.: 0 €) 0,921 1,042 1,499*** 1,441*** 1,381**

Vermögen: 100 000 b. u. 250 000 € 1,058 0,857 1,720*** 1,405*** 1,629***

Vermögen: 250 000 b. u. 500 000 € 1,084 0,907 1,733*** 1,592*** 1,434**

Vermögen: 500 000 € und mehr 1,779** 0,473** 1,786*** 1,806*** 2,113**

biografische materielle Ressourcen

RV-pflichtige Vollzeitbeschäftigung 1,015* 1,003 1,002 1,004 1,007

RV-pflichtige Teilzeitbeschäftigung 1,041*** 1,014 1,023** 1,002 1,029**

geringfügige Beschäftigung 1,010 0,977 1,005 1,001 1,010

Selbstständigkeit 1,006 1,015 0,954*** 1,070*** 1,037***

Auslandserwerbstätigkeit 0,965* 1,004 0,955** 0,974* 0,966**

Aus- und Weiterbildung 1,054*** 1,000 1,041** 1,011 1,031*

Arbeitslosigkeit und Krankheit 0,948*** 0,932** 0,995 0,916*** 0,936***

Sorgearbeit 0,980* 1,006 1,004 0,979** 0,977**

subjektive materielle Ressourcen

wirtschaftliche Lage heute (5 Kat.) 1,085 0,956 0,970 0,855** 0,884*

wirtschaftliche Lage Rentenalter (5 Kat.) 0,925 1,012 0,925* 0,902** 0,967

Erwartung Erbe (4 Kat.) 0,961 0,873** 0,905** 0,888*** 0,788***
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immaterielle Ressourcen

Prokrastination: Dringendes (11 Kat.) 0,966** 1,000 0,991 0,978* 0,976

Prokrastination: Unmittelbares  
(11 Kat.)

1,006 1,008 0,986 0,994 0,978

Geduld (11 Kat.) 1,031* 1,025 1,025 0,986 1,006

Risiko (11 Kat.) 1,026 0,988 0,997 0,984 0,984

Impulsivität (11 Kat.) 1,019 0,984 0,973 0,995 0,984

Vorsorgemöglichkeiten

Privatwirtschaft  
(Ref.: unbek./nicht erw.)

2,878*** 1,372 1,637*** 1,547** 1,871***

öffentlicher Dienst 0,300*** 73,567*** 1,332 1,064 6,620***

Unternehmensgröße (8 Kat.) 1,223*** 1,171*** 1,031* 0,968* 1,116***

Soziodemografie

45 bis 49 Jahre  
(Ref.: 40 bis 44 Jahre)

1,088 1,480** 1,122 1,045 1,155

50 bis 54 Jahre 1,281* 1,453* 0,937 1,112 1,223

55 bis 59 Jahre 1,035 2,208*** 0,582*** 1,112 1,072

Männer (Ref.: Frauen) 1,133 0,408*** 0,689*** 0,719*** 0,629***

alte Länder (Ref.: neue Länder) 0,984 1,894*** 1,169 1,246** 1,358**

Bildung: mittel (Ref.: niedrig) 1,047 1,518** 1,226* 1,379*** 1,518***

Bildung: hoch 0,826 2,461*** 1,381* 1,404** 1,407*

Familienstand: ledig  
(Ref.: verheiratet)

1,017 0,961 1,395** 1,336** 1,348**

Familienstand: geschieden 1,075 0,925 0,990 1,006 1,102

Familienstand: verwitwet 0,950 0,820 0,992 0,796 0,862

Kinderzahl (4 Kat.) 0,988 0,983 1,424*** 0,939 1,135**

Ausländer/-innen  
(Ref.: Deutsche ohne ME)

0,672* 0,270*** 0,534*** 0,669** 0,451***

Deutsche mit Migrationserfahrung 0,935 0,466** 0,596*** 0,654** 0,601***

Anmerkungen: * = p < 0,05; ** = p < 0,01; *** = p < 0,001. 

Quelle: LeA 2016 (n = 6 255 Personen von 40 bis 59 Jahren); eigene Berechnungen.

Fortsetzung Tabelle 7
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Erbschaft für die Verbreitung aller Vorsor-
geformen mit Ausnahme der BAV relevant, 
wobei die (statistischen) Chancen einer 
Zusatzvorsorge für Personen, die dies nicht 
erwarten, jeweils geringer ausfällt als für Per-
sonen, die dies tun. Der Indikator misst hier 
also offensichtlich weniger die fehlende Not-
wendigkeit – wer später erbt, braucht weni-
ger vorzusorgen – als vielmehr die besseren 
finanziellen Fähigkeiten zur Vorsorge. Kon-
kret sinkt die Chance einer Zusatzvorsorge 
mit jedem (auf einer vierstufigen Skala ge-
messenen) Grad der Erwartung um bis zu 
21 Prozent (ORZV insgesamt = 0,788). Dagegen 
spielt die Einschätzung der aktuellen eige-
nen wirtschaftlichen Lage nur für die Verbrei-
tung der sonstigen privaten Vorsorge (OR = 
0,855) und der Zusatzvorsorge insgesamt 
(OR = 0,884) eine Rolle, während von der 
Einschätzung der zukünftigen wirtschaft
lichen Lage signifikante Effekte auf die Ries-
ter-Rente (OR  = 0,925) und die sonstige pri-
vate Vorsorge (OR = 0,902) ausgehen.
Für die immateriellen Ressourcen zeigen 
sich nur wenige statistisch signifikante Ef-
fekte auf die Zusatzvorsorge.35 So reduziert 
die Neigung zur Prokrastination im Sinne des 
Aufschiebens dringender Dinge die Chan-
cen der Beteiligung an der BAV (OR = 0,966) 
und der sonstigen privaten Vorsorge (OR = 
0,978), während geduldigere Personen häu-
figer über eine BAV (OR = 1,031) vorsorgen. 
Dagegen zeigen sich für die weiteren drei In-
dikatoren zu Prokrastination, Risikoverhalten 
und Impulsivität keine statistisch signifikan-
ten Zusammenhänge.36

Die Möglichkeiten zur Zusatzvorsorge im 
Sinne der Beschäftigung in der Privatwirt-
schaft beziehungsweise im öffentlichen 
Dienst machen sich nicht nur für das je-
weilige Sicherungssystem und vor allem 
für die Pflichtversicherung im Rahmen 
der ZÖD deutlich positiv bemerkbar (BAV: 
ORPrivatwirtschaft = 2,878; ZÖD: ORÖffentlicher Dienst = 
73,567),37 im Vergleich zu Nichterwerbstäti-
gen (und Personen ohne Informationen zum 
Wirtschaftssektor) haben die Beschäftigten 
zum Beispiel auch eine um 33 Prozent (öf-
fentlicher Dienst; OR = 1,332) beziehungs-

weise um 64 Prozent (Privatwirtschaft; OR = 
1,637) größere Chance der Beteiligung an 
der Riester-Rente. Zudem steigt mit der 
Unternehmensgröße die (statistische) Chan-
ce der Zusatzvorsorge, wobei der Effekt bei 
der BAV erwartungsgemäß am stärksten 
ausgeprägt ist (OR = 1,223).
Schließlich gehen auch von den sozio
demografischen Kontrollvariablen signifi-
kante Effekte auf die betriebliche und private 
Zusatzvorsorge aus. So sinken zum Beispiel 
die (statistischen) Chancen der Riester-Be-
teiligung mit dem Alter (OR55 bis 59 Jahre = 0,582) 
und steigen mit der Kinderzahl (OR = 1,424), 
was im ersten Fall auf den Zeitpunkt der Ein-
führung der Vorsorgeform und im letzten 
Fall auf die Ausgestaltung ihrer Förderung 
zurückzuführen sein dürfte. Die mit Ausnah-
me der BAV durchgehend signifikant positi-
ven Effekte der Bildung könnten zumindest 
im Bereich der freiwilligen privaten Zusatz-
vorsorge auf den Einfluss von Finanzwissen 
hindeuten, für einen Test dieser Hypothese 
wären aber einschlägige Indikatoren besser 
geeignet. Sozialpolitisch relevant sind auch 
die deutlichen, bereits in den bivariaten Ana-
lysen zutage getretenen Unterschiede nach 
Migrationserfahrung, haben Ausländer/-in-
nen (OR = 0,451) genauso wie Deutsche 
mit Migrationserfahrung (OR = 0,601) doch 

35	Alle fünf Indikatoren gingen – im Gegensatz zu den vorherigen 
bivariaten Analysen – in ihrer ursprünglichen elfstufigen Skalie-
rung in die multivariaten Analysen ein.

36	Erste multivariate Analysen zur Bedeutung der Zusatzvorsorge 
desPartners/der Partnerin im Sinne einer „Vorbildfunktion“ oder 
besserer immaterieller Ressourcen (vgl. Abschnitt 4.2.2) bestä-
tigen den positiven (und signifikanten) Einfluss des Partners/
der Partnerin beziehungsweise seiner/ihrer Vorsorge, wobei die 
Effekte am größten für die Riester-Rente sind, gefolgt von der 
sonstigen privaten Vorsorge, der ZÖD und der BAV (nicht in Ta-
belle 7 dokumentiert).

37	Werden für das ZÖD-Modell angesichts der sehr starken, der 
Pflichtversicherung geschuldeten Effekte der Zugehörigkeit 
zum öffentlichen Dienst und zur Überprüfung der Robustheit 
der Ergebnisse die Koeffizienten mit einem Modell ohne die bei-
den Variablen zum Wirtschaftssektor verglichen, zeigen sich für 
die verbleibenden Koeffizienten im Wesentlichen dieselbe Rich-
tung und Stärke der Effekte. Allerdings resultieren zusätzlich für 
Familienstand (geschieden), GRV-Anwartschaft (5. Quintil) so-
wie Zeiten der rentenversicherungspflichtigen Teilzeitbeschäf-
tigung und der Aus- und Weiterbildung positive und statistisch 
signifikante Effekte, zudem sind die Koeffizienten für die ersten 
beiden Altersvariablen (45 bis 49 Jahre; 50 bis 54 Jahre) nicht 
mehr statistisch signifikant (nicht in Tabelle 7 dokumentiert).
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auch unter Kontrolle der anderen Merkmale 
deutlich geringere Chancen der Beteiligung 
an der Zusatzvorsorge insgesamt wie an 
den allermeisten anderen Vorsorgeformen. 
Dagegen zeigen sich zum Beispiel für Män-
ner in den multivariaten Analysen ebenfalls 
geringere Chancen der Beteiligung an allen 
Formen der Zusatzvorsorge mit Ausnahme 
der BAV,38 auf der Aggregatebene der Ver-
breitung der Vorsorge insgesamt weisen sie 
aber etwas höhere Quoten als Frauen auf 
(vgl. Tabelle 1), sodass sie keine spezifische 
Risikogruppe mit Blick auf die Verbreitung 
der Zusatzvorsorge sind.

5.	 Fazit und Schlussfolgerungen

Der vorliegende Beitrag hat vor dem Hinter-
grund der aktuellen Verbreitung der betrieb-
lichen und privaten Zusatzvorsorge und der 
Realisierung des seit Beginn der 2000er-Jah-
re sozialpolitisch angestrebten Drei-Säulen-
Modells der Alterssicherung und auf Basis 
der Daten der Studie zu „Lebensverläufen 
und Altersvorsorge“ (LeA) die Beteiligung 
von GRV-Versicherten in Abhängigkeit von 
Vorsorgefähigkeit und -möglichkeit unter-
sucht. Dabei wurde nicht nur die Zusatz-
vorsorge differenziert analysiert, sondern 
auch ein breites Spektrum quer- und längs-
schnittlicher (zum Beispiel mit Blick auf die 
biografische Kumulation von Risiken), ma-
terieller und immaterieller sowie objektiver 
und subjektiver Determinanten des Vorsor-
geverhaltens berücksichtigt. So umfassend 
der Ansatz, so differenziert fallen auch die 
Ergebnisse aus, vor allem in Abhängigkeit 
von der jeweils betrachteten Vorsorgeform. 
Grundsätzlich zeigt sich aber, dass die Zu-
satzvorsorge vor allem von objektiven und 
biografischen materiellen Ressourcen der 
Vorsorgefähigkeit sowie – insbesondere für 
die betriebliche Altersversorgung – von  Vor-
sorgemöglichkeiten abhängt. Dagegen er-
weisen sich subjektive Einschätzungen der 
eigenen Ressourcen und vor allem imma-
terielle Ressourcen der Vorsorgefähigkeit in 
Form von Persönlichkeitsmerkmalen in die-

ser Studie als weniger bedeutsam für die Be-
teiligung an der betrieblichen und privaten 
Zusatzvorsorge.
Die deutlichen (positiven) Effekte materieller 
Ressourcen der Vorsorgefähigkeit deuten 
darauf hin, dass eine größere Verbreitung der 
betrieblichen und privaten Zusatzvorsorge 
vor allem durch eine (noch) bessere Förde-
rung von Personen mit geringen Einkommen 
erreicht werden kann. Bei der Riester-Rente 
ist dies bereits weitgehend umgesetzt, die 
eher schwachen Effekte materieller Ressour-
cen auf ihre Verbreitung könnten aber auch 
darauf zurückzuführen sein, dass die Vorsor-
geform Personen mit besseren Ressourcen 
weniger rentabel erscheint, was grundsätz-
lich häufiger als Kritik geäußert wird (vgl. 
Riedmann et al. 2025: 41). Mit spezifischem 
Blick auf die betriebliche Altersversorgung 
weisen auch die Unterschiede bei der Ver-
breitung nach Wirtschaftssektor und Unter-
nehmensgröße auf ein erhebliches Potenzial 
hin, was durch verbindlichere Formen der 
Zusatzvorsorge (zum Beispiel „Opt-out“-
Modelle mit automatischer Einbeziehung 
von Beschäftigten, der gegebenenfalls spä-
ter aktiv widersprochen werden muss) und 
eine noch bessere diesbezügliche Förderung 
kleiner und mittlerer Unternehmen (KMU) er-
schlossen werden kann. Mehr Verbindlich-
keit in der Zusatzvorsorge könnte schließlich 
auch mit Blick auf den – gleichwohl eher ge-
ringen – Einfluss verschiedener Persönlich-
keitsmerkmale hilfreich sein, ebenso wie eine 
bessere Information und mehr Wissen über 
Möglichkeiten der betrieblichen und privaten 
Vorsorge. Allerdings ist in dem Zusammen-
hang nochmal in Erinnerung zu rufen, dass 
das sozialpolitische Ziel einer flächende-
ckenden Verbreitung der Zusatzvorsorge ge-

38	Während dies für die BAV, die ZÖD und die Riester-Rente im 
Einklang mit den vorherigen bivariaten Ergebnissen steht, sind 
die negativen Effekte für die sonstige private Vorsorge und die 
Zusatzvorsorge insgesamt nicht zuletzt auf die geringere Ver-
breitung dieser Vorsorgeformen bei Männern in den neuen Län-
dern zurückzuführen (und für die Zusatzvorsorge insgesamt, 
außerdem auf die negativen Effekte bei ZÖD und Riester-Ren-
te), wie ergänzende Analysen mit Interaktionseffekten der Merk-
male Geschlecht und Region zeigen (nicht in Tabelle 7 doku-
mentiert).
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gebenenfalls durch die – persönliche, part-
nerschaftliche oder familiäre – Verbreitung 
anderer Formen der Absicherung für das 
Alter (zum Beispiel Wohneigentum) zu relati-
vieren ist (vgl. hierzu zum Beispiel Riedmann 
et al. 2025: 71 ff.), als auch umgekehrt die 
bloße Verbreitung der Zusatzvorsorge noch 
wenig über deren Qualität im Sinne der Höhe 
der Vorsorge (beziehungsweise der daraus 
resultierenden Anwartschaften) und der Ab-
sicherung sämtlicher relevanter biometri-
scher Risiken (Langlebigkeit, Invalidität, Tod) 
aussagt (vgl. Abschnitt 1).
Jenseits der sozialpolitischen Schlussfolge-
rungen sind für eine Vertiefung und Differen-
zierung der vorgestellten Ergebnisse weite-
re Analysen denkbar und ratsam, die zum 
Beispiel die Grundgesamtheit bezüglich der 
Altersgruppen erweitern oder den Partner-
kontext ausführlicher thematisieren. In je-
dem Fall sind für solche Analysen weiterhin 
geeignete Daten wie im Rahmen der LeA-
Studie nötig, die gegebenenfalls inhaltlich 
(zum Beispiel um weitere Determinanten der 
Zusatzvorsorge wie die finanzielle Literalität) 
und methodisch (zum Beispiel längsschnitt-
lich zur Prüfung der Kausalität der Zusam-
menhänge) erweitert und zudem regelmäßig 
aktualisiert werden sollten, um zeitnah so-
zialpolitische Schlussfolgerungen ziehen zu 
können.
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